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Das jüngst vereinbarte neuerliche Kreditpaket des Internationalen Währungsfonds (IWF) sowie die wie-

der kräftig gestiegenen Weltmarktpreise für Erdöl haben der russischen Regierung erst einmal eine weite-

re Atempause verschafft. Diese müßte sie nun nutzen, um zum einen schnellstens die deutlich verbind-

licher gestalteten Voraussetzungen für die tatsächliche Gewährung des Kredits zu erfüllen und zum ande-

ren die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen so zu verändern, daß eine weitere Kapitalflucht aus Rußland 

unattraktiv wird und dafür endlich verstärkte reale Investitionen in Rußland attraktiv erscheinen.' 

Produktion, Investitionen, Preise 

Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung war bis zuletzt 

geprägt von den Folgen der Finanz- und Währungskrise 

des letzten Sommers. Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) des 

Jahres 1998 fiel um 4,6 % hinter das Niveau der entspre-

chenden Vorjahresperiode zurück (Tabelle 1).2 Die Ver-

schlechterung hatte schon im Mai des Jahres 1998 ein-

gesetzt, und sie beschleunigte sich dann bis in den Spät-

herbst hinein. Danach ging der Rückgang teilweise 

langsamer vor sich. Es gibt jedoch keine Anzeichen da-

für, daß sich hierin eine Wende zum Positiven ankündi-

gen würde. Die verfügbaren vorläufigen Angaben für das 

erste Quartal des Jahres 1999 deuten vielmehr auf eine 

Fortsetzung des wirtschaftlichen Rückgangs hin (ge-

schätzte Abnahme des BIP: 7 %).3 

Der private Verbrauch spiegelt deutlich die Entwicklun-

gen vor und nach dem Ausbruch der Krise wider. Im er-

sten Halbjahr 1998 war der private Verbrauch, gemessen 

an der realen Entwicklung des Einzelhandelsumsatzes, 

1 Dieser Bericht wird auch veröffentlicht in: Kieler Diskussions-

beiträge Nr. 340/1999, IWH Forschungsreihe 3/1999, sowie im 
Frühsommer 1999 in: Wirtschaftslage und Reformprozesse in Mit-

tel- und Osteuropa — Sammelband 1999, erhältlich beim Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Technologie. 

2 Soweit nicht anders vermerkt, sind die verwendeten Zahlen 
den Veröffentlichungen des Staatlichen Komitees für Statistik (Go-
skomstat) entnommen; vgl. Social'no-ekonomic eskoe polo2enie 
Rossii 1998, Moskau 1999. Die Frage nach der Zuverlässigkeit der 
genannten Daten ist immer wieder zu stellen. Erhebungsprobleme, 

die Existenz einer umfangreichen Schattenwirtschaft sowie der 
hohe Umfang von Bartergeschäften, bei denen die Preise nicht den 
Marktpreisen entsprechen, lassen es ratsam erscheinen, die ge-
troffenen Aussagen als Trendaussagen zu verstehen. 

3 Schätzung des russischen Wirtschaftsministeriums; vgl. Mos-

cow Times vom 26. März 1999. 



Tabelle 1 

Ausgewählte Wirtschaftsindikatoren 1990 bis 1999 

Veränderungen gegenüber dem Vorjahr bzw. Anteile in % 

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 
1. Hj. 

1998 1999 
1. Qu. 

Bruttoinlandsprodukt') 

Industrieproduktion') 

Agrarproduktion') 

Bruttoanlageinvestitionen') 

Gütertransportvolumen2) 

Gütertransportvolumen3) 

Einzelhandelsumsatz') 

Entgeltliche Dienstleistun-
gen für Endverbraucher') 

Nominale Geldeinkommen 
der privaten Haushalte 

Reale Geldeinkommen der 
privaten Haushalte 4) 

Nominallöhne und -gehälter 

Reallöhne und -gehälter 

Verbraucherpreises) 

Industrielle Erzeugerpreise s) 

Arbeitslosenquote 6) 

-3,0 -5,0 -14,5 -8,7 -12,7 -4,2 -4,9 0,8 -0,5 

-0,1 -8,0 -18,0 -14,1 -20,9 -3,3 -4,0 2,0 0,1 

-3,6 -5,0 -9,0 -4,0 -12,0 -8,0 -5,1 1,3 0,1 

0,1 -15,0 -40,0 -12,0 -24,0 -10,0 -18,1 -5,0 -6,0 

-7,4 -23,6 -5,0 -24,3 -10,2 -17,7 -9,8 

-7,4 -13,9 -11,5 -14,2 -1,0 -4,6 -3,4 -3,8 

12,0 -3,2 -3,0 1,9 0,1 -7,0 -4,1 4,7 -1,0 

-4,6 

-5,2 

-12,3 

-6,7 

-5,3 

-3,5 

-4,5 

10,2 -17,0 -18,0 -30,0 -38,0 -18,0 -5,8 3,3 0,4 -2,4 

18,0 120 750 1030 360 158 46,1 22,7 -1,3 3,8 

7,5 -50,5 11,2 13,0 -15,0 -0,8 6,3 

15,0 81,0 994 878 276 114 57,3 20,2 

-3,0 -33,0 0,4 -8,0 -28,0 6,4 4,7 

6,0 160 2 510 840 215 131 21,8 11,0 

4,0 240 895 233 175 25,6 7,5 

4,7 5,5 7,4 8,8 9,3 11,3 

-11,2 

13,2 

4,5 

4,1 

0,5 

11,5 

-18,2 

10,1 

-13,8 

84,4 

23,2 

11,8 

-2,0 

12,4 

') Real. - 2) Auf Tonnenbasis. - 3) Auf Basis Tonnenkilometer. - 4) 1991 bis 1993: Dezember zu Dezember des Vorjahres; 1994 bis 
1998: Jahresdurchschnitt. - 5) 1990: Jahresdurchschnitt; 1991 bis 1998: Dezember zu Dezember des Vorjahres bzw. Juni 1998 zu 
Dezember 1997. - 6) Am Periodenende; ILO-Methodik. 

Quellen: Goskomstat: Narodnoe chozjajstvo RSFSR v 1990 g., Moskau 1991, S. 129, 177, 352; Narodnoe chozjajstvo Rossijskoj Fe-
deracii, Moskau 1992, S. 14 f; Social'no-ekonomic eskoe polo2enie Rossii 1995 g., Moskau 1996, S. 254; Rossilskij 
statistic eskij e2egodnik 1996, Moskau 1996, S. 12, 54, 80, 243 und 396; O polo2enii rossijskoj ekonomiki v 1993 godu i 
perspektivach razvitija na 1994 god, Moskau 1994, S. 162; Social'no-ekonomic eskoe polonenie Rossii 1996 g., Moskau 1997, 
S. 7, 8, 179 und 182; Social'no-ekonomic eskoe polo2enie Rossii 1997 g., Moskau 1998, S. 7, 8, 103 ff. und 284; Social'no-
ekonomic eskoe polo2enie Rossii 1998 g., Moskau 1999, S. 7-8, 105, 260, 279; Pressemitteilungen auf der Basis von Gos-
komstat. 

nur um vergleichsweise geringe 1,0 % zurückgegangen .4 

Im Juli und August 1998 kam es dann zu einer kräftigen 

realen Zunahme des privaten Verbrauchs, und zwar vor 

allem in Form von Käufen langlebiger Konsumgüter (drit-

tes gegenüber zweitem Quartal 1998: +4,8 %). Diese Ent-

wicklung fand im Gefolge des einsetzenden starken 

Preisanstiegs ein rasches Ende. Im letzten Quartal 1998 

kam es zu einem regelrechten Einbruch bei den Käufen 

langlebiger Konsumgüter, deren reales Volumen gegen-

über dem Vorjahresquartal um 21,3 % und gegenüber 
dem dritten Quartal 1998 um 9,6 % zurückging. Dennoch 

blieb insgesamt der Rückgang des Einzelhandelsumsat-

zes deutlich hinter dem Rückgang der verfügbaren realen 

Geldeinkommen der privaten Haushalte (-18,2 % für das 

Gesamtjahr 1998) zurück. 

Der Rückgang der realen Bruttoanlageinvestitionen hat 

sich im Jahr 1998 neuerlich beschleunigt. Die progressive 

Verschlechterung vollzog sich bis in das letzte Quartal 

(8,4 % unter dem Vorjahresquartal). Der schon seit Beginn 

der Dekade anhaltende Rückgang der Investitionstätigkeit 

hat dazu geführt, daß mittlerweile die Arbeit an 57% der 

Investitionsprojekte bzw. Baustellen ruht. Der Maschinen-

bestand nimmt ab bzw. veraltet. Für den Bereich der Bau-

maschinen liegen entsprechende Zahlen vor. Ihr Bestand 

lag 1998 um mehr als 20 % unter dem des Vorjahres, die 

Höchstnutzungsdauer war bei fast 40% der Maschinen 

überschritten. Die russische Regierung hat offenbar die 

Hoffnung aufgegeben, daß es auf freiwilliger unternehme-

rischer Basis zu einer Belebung der Investitionstätigkeit 

kommen könnte. Das Bestreben ist, in Zukunft mit Hilfe 

direkter staatlicher Eingriffe in die Kreditvergabe eine 

Wende herbeizuführen.5 

Die verfügbaren Angaben zum Staatsverbrauch (vgl. 

Abschnitt Öffentliche Haushalte) lassen keinen Zweifel 

daran, daß er keine nachfragebelebende, sondern eine 

4 Die Angaben zum privaten Verbrauch im Jahr 1998 wurden in 

neueren Veröffentlichungen von Goskomstat nach unten revidiert. 
Vorher war für die genannte Periode ein deutlicher Zuwachs des 
privaten Verbrauchs gemeldet worden. 

5 Zu diesem Zweck soll eine um die alte Promstroibank im Ent-
stehen begriffene „Russian Development Bank" eingesetzt werden. 
Vgl. z. B. Moscow Times vom 16. März 1999. 
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deutlich kontraktive Wirkung auf das BIP entfaltete. Bruch-

stückhafte Angaben zur Verwendungsrechnung des BIP 

zeigen, daß auch von den Lagerinvestitionen eine dämp-

fende Wirkung ausging. Sie gingen um mehr als die Hälfte 

zurück; trotz ihres geringen Anteils am russischen Sozial-

produkt trugen sie damit mehr als einen Prozentpunkt zu 

dessen negativer Veränderungsrate bei. Umgekehrt ver-

hält es sich mit dem Außenhandel. Zwar verringerten sich 

sowohl die Ausfuhren als auch die Einfuhren (vgl. Ab-

schnitt Außenwirtschaft). Da die Einfuhren jedoch wesent-

lich stärker kontrahierten, kam es zu mehr als einer Ver-

doppelung der Nettoexporte, wodurch zunächst ein we-

sentlich stärkerer Rückgang des BIP verhindert wurde. 

Die Entstehungsseite des BIP zeigt, daß kein Wirt-

schaftsbereich von der Krise verschont blieb. Die indu-

strielle Produktion ging im Jahr 1998 um 5,2% zurück. 

Zwar kam es nach zweistelligen Rückgängen im unmit-

telbaren Gefolge der Ereignisse vom Sommer 1998 wie-

der zu einer leichten Erholung, die im ersten Quartal 

1999 anhielt; im Vorjahresvergleich setzte sich jedoch 

der Schrumpfungsprozeß der industriellen Produktion 

fort (-2,0%). Auch die Leistung des Transportsektors 

blieb nach unten gerichtet. Überlagert und verschärft 

wurde die Krise noch von außerordentlich schlechten 

landwirtschaftlichen Ergebnissen. Dürre und Über-

schwemmungen verursachten einen Rückgang der 

pflanzlichen Produktion um 23,5%; die Getreideernte lag 

Tabelle 2 

sogar um mehr als 46% unter der des Vorjahres. Die tie-

rische Produktion stagnierte (-0,9%). Die Viehbestände 

lagen zum Jahresende 1998 unter dem Vorjahresniveau, 

bei Rindern um 9 %. 

Sämtliche Industriezweige wiesen im Jahr 1998 eine 

nach unten gerichtete Entwicklung auf (Tabelle 2). Der 

Rückgang der Produktion im Bereich Maschinenbau und 

Metallverarbeitung trug angesichts des großen Anteils 

(über 20%) dieser Branche an der Industrieproduktion 

dreimal so stark wie jeder andere Industriezweig zum 

Rückgang der gesamten industriellen Produktion bei. In 

vielen Teilbereichen des Maschinenbaus ergaben sich im 

Jahr 1998 zweistellige prozentuale Rückgänge.' Über 

80 % der statistisch erfaßten Kategorien von langlebigen 

Konsumgütern wiesen zweistellige prozentuale Produkti-

onsrückgänge auf; nur in sehr wenigen Fällen gab es 

eine aufwärtsgerichtete Entwicklung, so bei Farbfernseh-

geräten. 

6 Selbst die Produktion von Personal-Computern ging um fast 
40 % zurück. Deutliche Aufwärtsentwicklungen ergaben sich nur in 
Einzelbereichen mit vielleicht effizienzsteigernder Bedeutung, wie 
bei Registrierkassen (+21,8 %) und Stromzählern (+39,8 %). Die-
sen wenigen Ausnahmen stehen jedoch in gewichtigen Bereichen 
starke Rückgänge gegenüber, so bei Personenkraftwagen 
(-15 %), Traktoren und landwirtschaftlichen Maschinen (-9,3 %) 
sowie bei Mähdreschern (-55,1 %). 

Entwicklung der Industrieproduktion nach Zweigen 1990 bis 1998 

reale Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in % 

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 
1. Hj. 

1998 

Industrie insgesamt) 

Elektrizitätswirtschaft 

Brennstoffindustrie 

Eisen- und Stahlindustrie 

NE-Metallurgie 

Chemische und Petro-
chemische Industrie 

Maschinenbau und Metall-
verarbeitung 

Holz-, Holzverarbeitungs-, 
Zellstoff- und Papier-
industrie 

Baustoffindustrie 

Leichtindustrie 

Nahrungsmittelindustrie 

0 

2 

-3 

-2 

-2 

-2 

-8 

0 

-6 

-7 

-9 

-18 

-5 

-7 

-16 

-25 

-14 

-5 

-12 

-17 

-14 

-3 

-3 

-2 

9 

1 

-4 

-2 

-3 

-4 

-5 

2 

-2 

0 

1 

5 

0,1 

-0,3 

-1,8 

-2,1 

2,0 

-5,2 

-2,5 

-2,5 

-8,1 

-5,0 

-6 -22 -22 -29 7 -11 2 -3,5 -7,5 

1 -10 -15 -16 -38 -8 -11 4 1,0 -7,5 

-1 

-1 

0 

0 

-9 

-2 

-9 

-10 

-15 

-20 

-30 

-16 

-19 

-16 

-23 

-9 

-31 

-29 

-47 

-22 

-5 

-8 

-31 

-9 

-22 

-25 

-28 

-9 

1 

-4 

-2 

-1 

3,4 

-0,5 

0,0 

3,7 

-0,4 

-5,8 

-11,5 

-1,9 

') Ab 1994 einschließlich kleiner und mittlerer Betriebe. Bei den Daten für die einzelnen Zweige sind in allen Jahren nur die Groß- und 
Mittelbetriebe erfaßt. 

Quellen: Goskomstat: Rossijskaja Federacija v 1992 godu, Moskau 1993, S. 367; Rossijskij statistic eskij e2egodnik 1996, Moskau 
1996, S. 492; Social'no-ekonomic eskoe polo2enie Rossii 1997 g., Moskau. 1998, S. 26-27; Social'no-ekonomic eskoe po-
lo2enie Rossii 1998 g., Moskau 1999, S. 16. 
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Der wichtige Bereich der Brennstoffindustrie ist von ei-

ner leicht zurückgehenden Erdölförderung (-1,0 %) bei ei-

ner zugleich deutlich stärker abnehmenden Erdölverar-

beitung (-7,4 %), und von einer leicht steigenden Erdgas-

förderung (+0,8%) gekennzeichnet. Damit ist der Anteil 

von Erdgas an der Primärenergieproduktion über 50% 

gestiegen. Der Rückgang von Erdgasbohrungen um mehr 

als 40% läßt aber sogar die Aussichten dieses In-

dustriezweigs als getrübt erscheinen. 

Die Nahrungsmittelindustrie kann im Lichte der starken 

Abwertung des Rubels besonderes Interesse beanspru-

chen, denn gerade ihre Erzeugnisse sollten wegen der 

verteuerten Einfuhren auf eine verstärkte Nachfrage tref-

fen. In der Tat ist diese Importsubstitution punktuell zu 

erkennen. Zwar ging im Jahr 1998 die Erzeugung in der 

Nahrungsmittelindustrie insgesamt um 1,9% zurück, da-

bei stieg jedoch beispielsweise die Produktion von Teig-

waren beträchtlich (+21,4%) und zudem mit einer 

Beschleunigungstendenz (Dezember 1998 gegenüber 

Dezember 1997: +58,4%).' Die Umorientierung auf ein-

heimische Produkte fand auch im Anteil von Importen am 

gesamten Einzelhandelsumsatz ihren Niederschlag: Die-

ser sank bis zum vierten Quartal 1998 auf 37 %, nachdem 

er noch im ersten Quartal 48 % betragen hatte." 

Von den starken Produktionsrückgängen in der chemi-

schen und petrochemischen Industrie blieben nur wenige 

Bereiche ausgenommen. Nennenswert ist der deutliche 
Anstieg bei Pkw-Reifen (+4,5%). Die zeitweisen Export-

erfolge der Eisen- und Stahlindustrie, die zuletzt durch 

Gegenmaßnahmen, vor allem der USA, deutlich ge-

Tabelle 3 

bremst wurden, konnten nicht verhindern, daß dieser In-

dustriezweig unter den gewichtigeren Branchen den 

stärksten Produktionsrückgang (-8,1 %) hinnehmen muß-

te. Stärker ging nur die Produktion in der Leichtindustrie 

zurück (-11,5%); dies fällt allerdings kaum mehr ins Ge-

wicht, denn die Leichtindustrie ist mit einem Anteil von nur 

mehr 1,8% an der Industrieproduktion fast bedeutungs-

los geworden. Auch der gewichtige Bereich der NE-Me-

talle verzeichnete eine stark zurückgehende Produktion; 

nur noch die Erzeugung von Aluminium und Kupfer zeigte 

eine Aufwärtsentwicklung. Beide Produkte gehen über-

wiegend in die Ausfuhr. 

Zum deutlichen Rückgang der Produktion in der Bau-

stoffindustrie (-5,8%) ist anzumerken, daß einige Bau-

materialien, die eine Nähe zum privaten Wohnungsbau 

vermuten lassen, noch eine positive Entwicklung aufwie-

sen. So stieg die Produktion von Heizkörpern (+14,7%), 

Badewannen (+12,1 %), Linoleum (+6,3%) und Sanitär-

7 Ähnliches gilt für die Produktion von Margarine (+6,8 %, De-
zember zu Dezember: +85,1 %), Bier (+27,1 %, Dezember zu De-
zember: +39,5 %) und Wodka (+3,8 %, Dezember zu Dezember: 
+36,6 %). Der Verkauf alkoholischer Getränke ging übrigens im 
Gefolge der Krise zunächst stark zurück (im August und Septem-
ber 1998 jeweils um mehr als 10 Prozentpunkte gegenüber dem 
Vormonat), um nach einer kurzen Stagnation schon gegen Jahres-
ende wieder drastisch zu steigen (November und Dezember 1998 
jeweils um knapp 30 %). Dabei ergab sich eine wieder zunehmen-
de Konzentration auf hochprozentige Produkte (Anteil von Wodka 
und Cognac: 82,4 %, nach 79,0 % im Vorjahr). 

" Der Spitzenwert lag 1997 bei 49 %; im Jahr 1992 hatte der An-

teil erst bei 23 % gelegen. 

Monatliche Preisentwicklung 1994 bis 1999 

Veränderungen gegenüber dem Vormonat in % 

Verbraucherpreise Industrielle Erzeugerpreise 

1994 1995 1996 1997 1998 1999 1994 1995 1996 1997 1998 1999 

Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 

17,9 

10,7 

7,4 

8,5 

7,0 

6,0 

5,3 

4,7 

7,9 

15,0 

14,6 

16,5 

17,8 

11,0 

8,9 

8,5 

7,9 

6,7 

5,4 

4,6 

4,4 

4,7 

4,5 

3,2 

4,1 

2,8 

2,8 

2,2 

1,6 

1,2 

0,7 

-0,2 

0,3 

1,2 

1,9 

1,4 

2,3 

1,5 

1,4 

1,0 

0,9 

1,1 

0,9 

-0,1 

-0,3 

0,2 

0,6 

1,0 

1,5 

0,9 

0,6 

0,4 

0,5 

0,1 

0,2 

3,7 

38,4 

4,5 

5,7 

11,6 

8,5 

4,1 

2,8 

3,0 

19,0 

15,1 

10,2 

10,6 

6,6 

8,4 

7,8 

5,8 

7,3 

11,0 

12,6 

12,9 

21,5 

16,9 

10,8 

14,8 

8,9 

6,1 

6,7 

6,7 

5,7 

4,6 

2,9 

1,9 

3,2 

2,7 

2,6 

2,4 

1,1 

1,6 

1,2 

2,1 

1,7 

2,8 

0,9 

0,8 

1,1 

1,6 

1,3 

0,8 

0,5 

0,8 

0,2 

0,5 

0,1 

0,1 

0,2 

0,0 

0,9 

0,5 

-0,1 

0,0 

-0,9 

0,0 

-0,8 

-1,2 

7,4 

5,9 

5,1 

4,8 

6,8 

5,5 

3,9 

Quellen: Goskomstat: Social'no-ekonomic eskoe polo2enie Rossii 1995 g., Mo 
Rossii 1996 g., Moskau 1997, S. 110; Social'no-ekonomid eskoe po 
Social'no-ekonomic eskoe polo2enie Rossii 1998 g., Moskau 1999, S. 

skau 1996, S. 153; Social'no-ekonomic eskoe polo2enie 
lo2enie Rossii 1997 g., Moskau 1998, S. 176, 195 f.; 
173. 
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keramik (+10,1 %) kräftig. Dies deckt sich mit der ausge-

wiesenen Entwicklung des privaten Wohnungsbaus. Die 

fertiggestellte Fläche in diesem Bereich stieg deutlich 

(+5,0%) und erreichte einen beträchtlichen Anteil (40%) 

am gesamten Wohnungsbau. Einen nur geringen Rück-

gang wies die Produktion in der Holz- und Holzverarbei-

tungsindustrie auf (-0,4%). Vor allem die Zellulose- und 

Papierherstellung stieg (+7,5%), bei Zeitungspapier so-

gar sehr stark (+ 17%), wiederum mit einer starken Ex-

portkomponente.9 

Die zurückgehende Leistung im Transportwesen 

(-3,5%, in Tonnenkilometer) ist praktisch durchgängig; 

sie wird nur von der zunehmenden Leistung im Bereich 

des Pipelinetransports (+2,3%) durchbrochen. Die übri-

gen Bereiche des Transportwesens wiesen deutliche 

Rückgänge auf, am geringsten noch der Eisenbahntrans-

port (-7,3%); die weiteren Transportarten gingen mit 

zweistelligen Raten zurück, am stärksten der Hochsee-

transport (-30 %). Auffallend ist der starke Rückgang der 

Einfuhren auf dem Schienenweg (-9,1 %) und dabei die 

deutliche Beschleunigungstendenz dieses Rückgangs 

(Dezember 1998 zu Dezember 1997: -31,2%). 

Tabelle 4 

Die Verbrauchsgüterpreise waren in Rußland vor dem 

Ausbruch der Krise nur noch mit einer Jahresrate von 

etwa 5 % gestiegen. Die industriellen Erzeugerpreise wa-

ren sogar schon im Sinken begriffen (Tabellen 3 und 4). 

Im Gefolge der Abwertung des Rubels kam es zunächst 

zu einem starken Preisschub bei den Verbrauchsgütern, 

der im September 1998 (mit fast 40% gegenüber August) 

seinen Höhepunkt erreichte. Seither sind die monatlichen 

Inflationsraten zwar zurückgegangen, im Durchschnitt 

des ersten Quartals 1999 lag die Preissteigerung auf Jah-

resbasis jedoch immer noch über 80%, wenngleich da-

hinter zurückgehende monatliche Steigerungsraten ste-

hen (Januar: 8,5%, Februar: 4,1 %, März: 2,8%). 

Zunehmende staatliche Eingriffe in den Preisbildungs-

prozeß reduzieren die Aussagekraft der angegebenen In-

flationsraten. Dies trägt zu einer weiter steigenden Unsi-

cherheit bei, die sich bereits aus dem großen Umfang von 

Bartergeschäften, bei denen die gemeldeten Preise nicht 

den Marktpreisen entsprechen, ergibt. Eine Folge der Ein-

9 Auffallend ist auch der starke Anstieg der Ausfuhren (sic!) von 
Getreide um mehr als 20 %. 

Preisentwicklung 1991 bis 1998 

Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in % 

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. 

Verbraucherpreise 

Nahrungsmittel 

Alkoholische Getränke 

Andere Konsumgüter 

Dienstleistungen 

Industrielle Erzeuger-
preise 

Elektrizitätswirt-
schaft 

Brennstoffindustrie 

Eisen- und Stahl-
industrie 

NE-Metallurgie 

Chemieindustrie 

Petrochemie 

Maschinenbau und 
Metallverarbeitung 

Holz-, Holzver-
arbeitungs-, Zellstoff-
und Papierindustrie 

Baustoffindustrie 

Leichtindustrie 

Nahrungsmittel-
industrie 

160 

171 

52 

211 

79 

2 510 

2 570 

2 370 

2 570 

2 120 

840 

838 

655 

642 

2 310 

2 115 

233 

131 

169 

522 

131 

123 

127 

116 

232 

240 3 280 895 233 175 

110 5 410 1258 229 199 

130 9170 634 201 187 

240 

230 

170 

150 

3 520 

5 120 

3 790 

5 250 

1 086 

558 

848 

672 

242 

296 

262 

260 

185 

121 

168 

167 

210 2 620 949 230 178 

240 

210 

370 

1920 889 

2 710 1 145 

1 160 381 

271 

212 

241 

174 

171 

163 

310 2 630 971 208 156 

22 

18 

53 

18 

48 

11 84,4 

9 96,0 

18 

8 99,5 

23 18,3 

26 7 23,2 

35 9 

40 19 

16 

12 

18 

24 

1 

3 

5 

11 

24 9 

12 

34 

20 

8 

9 

10 

22 11 

0,2 3,7 38,4 4,5 5,7 11,6 

-0,1 2,4 39,5 3,9 7,6 17,1 

0,1 7,1 54,3 7,4 4,3 6,3 

1,2 1,2 3,4 1,6 1,3 1,8 

-0,8 7,5 5,9 5,1 4,8 

0,1 1,2 

-4,9 1,9 

1,0 

-1,4 

0,6 

-0,1 

2,4 

19,2 

8,3 

3,4 

-0,9 -0,5 

7,3 4,2 

1,9 

9,8 

4,5 

4,4 

3,2 

5,2 

3,9 

3,0 

-0,1 8,6 5,9 4,1 

0,0 

0,3 

-0,2 

6,1 

3,6 

10,5 

8,3 

1,0 

8,2 

8,8 

1,6 

7,3 

-0,2 21,1 7,6 11,3 

Quellen: Goskomstat: Rossijskij statistic eskij e2egodnik 1996, Moskau 1996, S. 904; Rossijskij statistic eskij e2egodnik 1996, Moskau 
1996, S. 111, 114 und 125; Social'no-ekonomic eskoe polo2enie Rossii 1997 g., Moskau 1998, S. 176 f., 197 f.; Social'no-
ekonomic eskoe polo2enie Rossii 1998 g., Moskau 1999, S. 172 ff, 182 ff. 
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griffe sind starke regionale Preisdifferenzierungen. So 

reicht die Spanne der nötigen Ausgaben für einen Waren-

korb von Grundnahrungsmitteln von 347 bis 833 Rubel. 

Die Regierung hat angekündigt, daß sie eine strengere 

Kontrolle der Nahrungsmittelpreise plane. 10 

Arbeitsmarkt 

Offiziellen, nach der ILO-Methode 77 berechneten Anga-

ben zufolge waren im Dezember 1998 etwa 8,6 Millionen 

Personen arbeitslos; die Arbeitslosenquote betrug 11,8% 

(Dezember 1997: 11,3 %). Seither stieg die Quote weiter; 

in den ersten drei Monaten 1999 lag sie bei jeweils 

12,4%. Umfang und Dimensionen der Arbeitslosigkeit 

sind gleichwohl auf Grund nicht registrierter Beschäfti-

gung sowie einer unvollständigen statistischen Erfassung 

der Arbeitsmarktlage 12 nicht eindeutig zu bestimmen. 

Schätzungen beziffern die Arbeitslosigkeit bereits für das 

Jahr 1997 auf 11 Millionen Personen, d. h. etwa 15 % der 

wirtschaftlich aktiven Bevölkerung. 13 

Der offiziellen Statistik zufolge ist die Zahl der Beschäf-

tigten im Jahr 1998 gegenüber dem Vorjahr weiter leicht 

zurückgegangen und betrug im Dezember 64 Millionen 

Personen; dies bedeutet einen Rückgang um 400000 

Personen gegenüber Dezember 1997. Die seit August 

1998 anhaltende Finanzkrise hatte bis Jahresende 1998 

keinen markanten Einfluß auf die Entwicklung der Be-

schäftigung. In den großen und mittleren Unternehmen 

und im öffentlichen Sektor, wo insgesamt zwei Drittel der 

Beschäftigten tätig sind, lag die Zahl der Arbeitsplätze im 

November 1998 um 3,7% niedriger als ein Jahr zuvor. 

Dabei ist die Zahl der Zweitbeschäftigungen um 3,8 % ge-

stiegen, ihr Anteil an den Gesamtbeschäftigten betrug 2 % 

(jeweils berechnet in Vollbeschäftigten). 

Die stärksten Beschäftigungsrückgänge (November 

1997 bis November 1998) waren in der Erdölförderung 

(-17,2 %), in der Erdölverarbeitung (-12,4 %), im Kohle-

bergbau (-12,7%) und in der Leichtindustrie (-11 %) zu 

verzeichnen. In der rohstoffördernden Industrie reflektiert 

dies auch eine Anpassung an den bis dahin anhaltenden 

Verfall der Weltmarktpreise für Rohöl und damit der Ge-

winne. In der Leichtindustrie paßte sich die Beschäftigung 

an die weiter sinkende Produktion an, die 1998 nur noch 

11 % des Niveaus von 1990 betrug. Aufgestockt wurde 

dagegen der Personalbestand in der Elektroenergieer-

zeugung (+2,1 %), im Gesundheits- (+1,6%) und im Bil-

dungswesen (+0,9%), im Bereich von Kultur und Kunst 

(+2,3%) sowie in der staatlichen Verwaltung (+3,1 %), 

also überwiegend im öffentlichen Sektor. 

Im Gegensatz zur Entwicklung der Gesamtzahl der Ar-

beitslosen ging die Anzahl der von den Arbeitsämtern als 

arbeitslos registrierten Personen von 2,0 Millionen im De-

zember 1997 auf 1,9 Millionen im Dezember 1998 zurück. 

Die Quote der offiziell registrierten Arbeitslosen sank da-

mit von 2,8 auf 2,7 %. Vergleicht man diese Quote mit der 

nach der ILO-Methode berechneten, so wird deutlich, daß 

sich nur relativ wenige Arbeitslose von den Arbeitsämtern 

registrieren lassen. Die Ursache für die geringe Zahl der 

registrierten Arbeitslosen liegt vor allem in der geringen 

Arbeitslosenunterstützung und in der unter den Betroffe-

nen verbreiteten Erfahrung, daß vom Arbeitsamt keine ef-

fektive Hilfe bei der Arbeitssuche zu erwarten ist. 14 Dies 

wird auch durch die Zahl der den Arbeitsämtern gemelde-

ten offenen Stellen unterstrichen: Vor dem Hintergrund 

einer weiterhin schrumpfenden Wirtschaft entfielen im 

Dezember 1998 auf eine offene Stelle 6,6 registrierte Ar-

beitslose, während es ein Jahr zuvor noch 6,0 waren. 

Neben der offiziell nicht registrierten Arbeitslosigkeit 

blieb die verdeckte Arbeitslosigkeit in den Unternehmen 

hoch. Auch 1998 haben die Unternehmen Entlassungen 

durch die Anordnung von Zwangsurlaub und Teilzeitarbeit 

vermieden. Davon waren im Zeitraum Januar bis Septem-

ber im Durchschnitt etwa 9 % der Beschäftigten betroffen, 

wobei einige Branchen deutlich darüber lagen. In der In-

dustrie machte der entsprechende Anteil etwa 42 % der 

Beschäftigten, im Transportgewerbe 35 % und im Bauge-

werbe 29% aus. Für die ersten drei Quartale 1998 ent-

sprach dieser Arbeitszeitausfall einer verdeckten Arbeits-

losigkeit von durchschnittlich 1,1 Millionen Personen 

(1997: 1,3 Millionen), was einem Anteil von 1,5% an der 

Gesamtbeschäftigung gleichkommt. 15 Es ist zu vermuten, 

daß im vierten Quartal in Folge der Wirtschaftskrise auch 

die Teilzeitarbeit und der Zwangsurlaub weiter anstiegen. 

Einkommen der privaten Haushalte 

Der Ausbruch der Finanz- und Währungskrise verstärk-

te die bereits seit Beginn des letzten Jahres zu beobach-

tende negative Entwicklung bei den realen Geldeinkom-

10 Dies gelte vor allem für die Preise für Brot, Milchprodukte und 
Pflanzenöl; so der Stellvertretende Ministerpräsident Kulik, Inter-
fax vom 1. März 1999, zitiert nach Radio Free Europe/Radio Liber-
ty ( RFE-RL) vom 2. März 1999. Bereits bisher wurden verstärkt re-
gional begrenzte Preisregulierungen erlassen; vgl. z. B. Finanso-
vye Izvestija vom 15. September 1998, Ekonomika 1 2izn', Nr. 42, 

1998, S. 1, RFE-RL vom 21. Dezember 1998, 23. Dezember 1998 
und 1. Februar 1999. 

11 Die International Labour Organisation (ILO) berechnet die 
Zahl der Arbeitslosen als Differenz zwischen den Erwerbspersonen 
und den Beschäftigten. 

12 Die Arbeitsmarktzahlen werden einmal jährlich durch Befra-
gungen ermittelt und zwischenzeitlich mit anderen statistischen 
Methoden geschätzt. Die Ergebnisse der letzten Befragung vom 
Oktober 1998 wurden im März 1999 veröffentlicht. 

13 Vgl. N. Tichonova: Arbeitslosigkeit in Rußland — Dimensio-
nen, Ursachen und Bekämpfung. In: Berichte des Bundesinstituts 
für ostwissenschaftliche und internationale Studien, Nr. 52/1998. 

14 Vgl. ebd., sowie RFE-RL vom 10. Februar 1999. 

15 Vgl. Goskomstat: Social'no-ekonomic eskoe polo2enije Ros-

sii janvar'-oktjabr' 1998 g., Moskau 1998, S. 275. 
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men der privaten Haushalte. Die realen Geldeinkommen 

waren bereits bis August 1998 um etwa ein Zehntel unter 

dem Niveau des jeweiligen Vorjahresmonats geblieben. 

Ab September beschleunigte sich der Rückgang auf etwa 

25 %. Im Gesamtjahresvergleich nahmen die realen Geld-

einkommen um 18,2% ab. 16 Im Unterschied dazu setzte 

der Rückgang der realen Löhne erst im August auf Grund 

der Beschleunigung der Inflation ein. Im September fielen 

die Reallöhne um 30% gegenüber September 1997, im 

Gesamtjahr betrug der Rückgang 13,8% gegenüber dem 

Vorjahr. Die reale Durchschnittsrente blieb trotz erhebli-

cher Rückgänge ab September 1998 nur um 4,8% unter 

dem Vorjahresniveau. Die Rentenerhöhungen am Jahres-

anfang haben hier stützend gewirkt. Der Anteil der Löhne 

an den gesamten Geldeinkommen stieg auf 42,4% 

(+3,1 Prozentpunkte), der Anteil der sozialen Transfers 

verringerte sich um 1,6 Prozentpunkte auf 13,3%. Der 

Anteil der Einkommen aus selbständiger Tätigkeit, Ver-

mögen und sonstigen Quellen fiel insgesamt um 1,5 Pro-

zentpunkte auf 44,3%. Erstmals wurden die Einkommen 

aus selbständiger Tätigkeit (Unternehmertätigkeit) geson-

dert ausgewiesen. Ihr Anteil an den Geldeinkommen stieg 

von 13 % im Vorjahr auf 16,5 %. Dementsprechend fiel der 

Anteil der sonstigen Einkommen um etwa 5 Prozentpunk-

te auf 22,3 %. 

Nach wie vor bestehen Unklarheiten über die Höhe der 

tatsächlich verfügbaren Einkommen. Dies betrifft sowohl 

die Einkommen aus unselbständiger als auch die aus 

selbständiger Tätigkeit, vor allem weil die Einkommen aus 

der Schattenwirtschaft, einschließlich der Löhne, nur grob 

geschätzt werden können. Hinzu kommt, daß weiterhin ein 

Teil der Löhne in Naturalien ausgezahlt wird und hohe 

Lohnrückstände vorliegen. In der russischen Statistik wer-

den auch die Lohnrückstände als Lohneinkommen gewer-

tet. Da die Lohnrückstände von Dezember 1997 bis 

Dezember 1998 mit 57 % bedeutend schneller als die Löh-

ne (+14 %) wuchsen, dürften sie im Dezember etwa 150 % 

des durchschnittlichen Monatslohns erreicht haben. Der 

Rückgang der realen, tatsächlich verfügbaren Lohnein-

kommen dürfte also noch ausgeprägter gewesen sein als 

die oben erwähnten 13,8 %. Der auf die staatlichen Haus-

halte entfallende Teil der Lohnschulden belief sich im 

Dezember 1998 auf 26 % und hatte sich damit gegenüber 

Dezember 1997 (10%) mehr als verdoppelt. Die Lohn-

schulden der regionalen Haushalte betrugen am Jahres-

anfang 1999 durchschnittlich mehr als zwei Monatslöh-

ne. 17 Die Anzahl der statistisch erfaßten Unternehmen mit 

Lohnschulden hat sich gegenüber Dezember 1997 eben-

falls verdoppelt. 18 Insgesamt dürfte die Währungs- und 

Finanzkrise nicht nur zu einem Rückgang der realen Löh-

ne, sondern auch zu einer Umverteilung der Lohneinkom-

men zwischen den einzelnen Branchen geführt haben. 

Nach einer im März 1999 in Kraft getretenen Ergänzung 

der Strafprozeßordnung kann die Nichtauszahlung von 

mehr als zwei Monatslöhnen bzw. Renten, Stipendien und 

anderen gesetzlichen Ansprüchen durch die verantwortli-

chen Leiter der Unternehmen, Ämter oder anderer Orga-

nisationen unabhängig von der jeweiligen Eigentumsform 

strafrechtlich geahndet werden. Es können Geldstrafen, 

ein befristetes Verbot, bestimmte Tätigkeiten auszuüben, 

und Freiheitsstrafen bis zu 2 Jahren, in besonders schwe-

ren Fällen bis zu maximal 7 Jahren, verhängt werden.t9 

Eine konsequente Umsetzung dieser neuen Regelung in 

die Rechtspraxis wäre allerdings überraschend. 

Die Einkommensdisparitäten nahmen 1998 geringfügig 

ab .21 Die Relation zwischen dem höchsten und dem nied-

rigsten Einkommensdezil betrug 13,4 ( 1997: 13,5 ). Da-

gegen ließen im Zeitraum Januar bis November unter-

schiedliche Lohnzuwächse in den Branchen die 

Lohndifferenzierung gegenüber dem Vorjahreszeitraum 

weiter ansteigen. Die höchsten Löhne wurden wie bisher 

in der Erdgasindustrie und den anderen Branchen der 

Brennstoffindustrie, im Bankensektor und in der staatli-

chen Verwaltung und die niedrigsten Löhne in der Land-

und Forstwirtschaft gezahlt. Die Durchschnittslöhne in der 

Land- und Forstwirtschaft, im Bildungswesen und im Be-

reich Kultur und Kunst lagen im November 1998 unter 

dem Existenzminimum einer Person im arbeitsfähigen Al-

ter. Der seit Anfang 1997 unveränderte Mindestlohn von 

83 Rubel entsprach im Dezember 6 % des Durchschnitts-

lohnes und etwa 10% des Existenzminimums. 

Die Lage der Rentner hatte sich durch die Rentenerhö-

hung am Jahresanfang 1998 zunächst verbessert. Im Au-

gust 1998 lag die reale Durchschnittsrente um 14,5% 

über dem Niveau des Vorjahresmonats und entsprach 

damit 127% des Existenzminimums einer Person im 

Rentenalter. Unveränderte Nominalrenten und starke 

Preiserhöhungen ab September 1998 ließen die reale 

Durchschnittsrente bis Dezember 1998 aber auf rund 

60% des Vorjahresniveaus fallen. Im Dezember 1998 

erreichte die Durchschnittsrente lediglich 80% des 

Existenzminimums. 

Seit Jahresbeginn 1998 stieg der Anteil der Bevölke-

rung mit Geldeinkommen unter dem Existenzminimum 

(Armutsquote) zunächst langsam an. Als Folge der Fi-

nanzkrise kam es ab September zu einer drastischen Zu-

nahme der Zahl der Armen. Im Dezember erreichte die 

Armutsquote 27,3 % (Dezember 1997: 18,3 %). 

Der Anteil der Konsumausgaben an den Geldausgaben 

stieg von 67,9% im Jahr 1997 auf 78,5% im Jahr 1998, 

was einerseits auf sinkende Realeinkommen und zuneh-

16 Vgl. Russian Economic Trends, Monthly Update, Februar 
1999. 

17 Vgl. Izvestija vom 12. März 1999. 
16 Vgl. Goskomstat: Social'no-ekonomic eskoe polo2enie Rossii 

1998, Moskau 1999, S. 242; sowie Social'no-ekonomic eskoe po-
lo2enie Rossii 1997, Moskau 1998, S. 250. 

19 Vgl. Rossijskaja Gazeta vom 17. März 1999. 

20 Dabei sind die Lohnrückstände jedoch nicht berücksichtigt. 

Wochenbericht des DIW 19199 349 



mende Armut, andererseits auf Panikkäufe im Vorfeld der 

Währungskrise und eine Flucht in Sachwerte zurückzu-

führen ist.2t Darauf verweist auch, daß die Sparquote von 

25% im Jahre 1997 auf 15,3% gesunken ist. Ein unver-

ändert hoher Anteil (etwa 80%) der Ersparnis erfolgte in 

Devisen. 

Öffentliche Haushalte 

Die Finanzlage der öffentlichen Haushalte hat sich wei-

ter verschärft. Zwar deutet alles darauf hin, daß das Defi-

zit des Föderationshaushalts im Gesamtjahr 1998 unter 

dem Niveau des Vorjahres zurückblieb, jedoch ist die 

Glaubwürdigkeit des Staates als Kreditnehmer derart 

erschüttert, daß bis auf weiteres eine Finanzierung über 

den heimischen und den internationalen Kapitalmarkt we-

sentlich erschwert ist. Bleibt die Zentralbank bei ihrem bis-

lang weitgehend eingehaltenen Kurs, die Finanzierungs-

ansprüche der Föderation nicht zu monetisieren, so stün-

den die öffentlichen Haushalte erstmalig seit Beginn der 

Transformation unter einer harten Budgetrestriktion. Da-

mit würde auch der Anpassungsdruck auf die Gesamtwirt-

schaft deutlich erhöht. Insbesondere könnte die Föderati-

on nicht weiter die Steuerrückstände von Unternehmen 

tolerieren und es würde letztendlich eine Verbesserung 

der ordnungspolitischen Rahmenbedingungen erzwun-

gen. Weicht indes die Zentralbank von ihrem Kurs ab, so 

werden sich die Erfahrungen der ersten Transformations-

jahre wiederholen, und es wird eine Spirale sich beschleu-

nigender Inflation in Gang gesetzt. 

Das Defizit des Föderationshaushalts lag 1998 — bei 

Zugrundelegung der Methodologie des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) — bei 5% des BI p.22 Nach wie vor 

weichen die so berechneten Werte von den Angaben des 

russischen Finanzministeriums ab, wonach das Defizit 

des Föderationshaushalts nur 3,2% des BIP betrug. 23 

Hintergrund dieser Differenzen dürfte vor allem die unter-

schiedliche Behandlung eingegangener Zahlungsver-

pflichtungen und Forderungen sein. Offenbar bucht das 

russische Finanzministerium auf der Einnahmenseite 

auch „Zahlungen" in Form von Wechseln sowie Privatisie-

rungserlöse, während von Seiten der Föderation einge-

gangene Zahlungsverpflichtungen nicht berücksichtigt 

werden. 

Der Rückgang der Haushaltseinnahmen konnte auch 

im Jahr 1998 nicht gestoppt werden. Nach Angaben von 

Goskomstat lagen die Einnahmen des konsolidierten 

Haushalts bei nur noch 21,7% des BIP (Januar bis No-

vember 1998) und damit noch einmal deutlich unter dem 

Vorjahresniveau (Tabelle 5). 24 Vom Einnahmenrückgang 

war das Gewinnsteueraufkommen besonders stark be-

troffen; hier wurde offensichtlich nicht einmal nominal der 

Vorjahreswert erreicht. Damit kommt den indirekten Steu-

ern eine immer größere Bedeutung bei der Haushalts-

finanzierung zu. Jedoch steht hinter dieser Entwicklung 

keine Revision des Steuerrechts. Vielmehr ist davon aus-

zugehen, daß sich in dem rückläufigen Gewinnsteuerauf-

kommen vor allem die desolate Lage des Unternehmens-

sektors widerspiegelt. Dieser nutzte auch weiterhin die re-

lativ schwache Durchsetzung des geltenden Steuerrechts 

und weitete seine Verschuldung gegenüber den öffentli-

chen Haushalten aus. Ende November übertrafen die 

Steuerrückstände die Gesamteinnahmen des Föderati-

onshaushalts. Mithin würden die öffentlichen Haushalte 

bei korrekter Steuerabführung über einen deutlichen 

Überschuß verfügen. Die vom Finanzministerium bis No-

vember auf der Einnahmenseite gebuchten Privatisie-

rungserlöse lagen bei weniger als 0,5% des BIP. Erst mit 

dem Verkauf von Staatsanteilen der Erdgasgesellschaft 

Gazprom an die deutsche Ruhrgas AG im Dezember dürf-

ten nennenswerte Erlöse an die öffentlichen Haushalte 

geflossen sein. 

Die Defizitbegrenzung kam vor allem durch eine weite-

re Ausgabenkürzung zustande. Nach Angaben von Gos-

komstat beliefen sich die Gesamtausgaben im Zeitraum 

Januar bis November 1998 auf nur noch 25,2% des BIP. 

Vor dem Hintergrund der bereits über einen längeren Zeit-

raum anhaltenden Ausgabenreduktionen müssen die im-

mer noch vorhandenen Kürzungsmöglichkeiten überra-

schen. Jedoch stehen den Ausgaben- keine Aufgaben-

kürzungen gegenüber; der Staat kommt vielmehr seinen 

Zahlungsverpflichtungen nicht nach. Weder Verant-

wortlichkeiten noch Machtbereiche des Staates sind klar 

definiert. Zahlungsrückstände bildet der russische Staat 

nicht nur gegenüber Inländern, sondern auch gegenüber 

internationalen Gläubigern. In beiden Fällen versucht er, 

eine relativ starke Verhandlungsposition aufzubauen. 

Bereits bei der Verabschiedung des föderalen Haus-

halts für 1999 war klar, daß die Kalkulationen auf der 

Grundlage unrealistischer Rahmendaten vorgenommen 

worden waren. Zentrale Annahmen bei der Formulierung 

des Haushaltsansatzes waren eine Jahresinflation von 

30 % und ein Wechselkurs von 21 Rubel pro US-Dollar .25 

In dem Gesetz stehen Einnahmen von 11,7% des BIP 

Ausgaben von 14,2% gegenüber. Die geplanten Ausga-

ben für den Schuldendienst übersteigen das angesetzte 

21 Vgl. Die wirtschaftliche Lage Rußlands — Wirtschaftliche 
Wende bedenklich verzögert. DIW et al. In: Wochenbericht des 
DIW, Nr, 18/98. Auch abgedruckt in: Kieler Diskussionsbeiträge 
315/1998, IWH Forschungsreihe 4/1998. 

22 Vgl. Russian Economic Trends, Nr. 4/1998, S. 24. 
23 Vgl. Bank of Finland: Russian and Baltic Economies — The 

Week in Review, 19. Februar 1999. 

24 Goskomstat hat entgegen der üblichen Praxis keine Werte für 

das BIP im Zeitraum Januar bis November 1998 veröffentlicht. Der 
hier zugrundegelegte Wert beruht auf Angaben des Institute for the 
Economy in Transition: Russian Economy — Trends and Perspec-

tives, Moskau 1999, S. 5. 

25 Vgl. RFE-RL vom 23. März 1999. 
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Tabelle 5 

Ausgewählte Einnahmen und Ausgaben des konsolidierten Haushalts 1992 bis 1998 (%) 

1992 1 1993 

in % der Gesamteinnahmen/-ausgaben 

1994 1995 1996 1997 1998 2) 1992 11 1993 

in % des B I P 

1994 1995 1996 1997 1998 21 

Einnahmen, insgesamt 

Gewinnsteuer 

Einkommensteuer 

Akzisen 

Mehrwertsteuer 

Zölle etc. 

Einnahmen 

aus Staatsvermögen 

aus dem Verkauf von Staats-

vermögen 

Sonstige Einnahmen 

Ausgaben, insgesamt 

Volkswirtschaft 

Industrie, Energie, Bauwirtschaft 

Landwirtschaft, Fischerei 

Transport, Kommunikation 

Sozial-kulturelle Zwecke 

Bildung 

Gesundheit 

Soziale Sicherung 

Verteidigung 

Verwaltung und Rechtsorgane 

Außenwirtschaft 

Schuldendienst 

Umweltschutz 

Sonstige Ausgaben 

Saldo in % der Ausgaben bzw. 

des BIP 

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

29,4 33,8 27,5 27,0 17,3 15,8 15,0 

8,1 8,8 9,9 8,4 10,1 11,6 11,0 

4,0 3,6 4,2 5,6 9,6 10,3 10,5 

37,5 22,5 21,0 22,0 25,8 26,5 23,9 

8,8 4,7 10,8 4,6 3,0 1,1 2,2 

2,0 2,1 

28,0 

8,2 

2,3 

1,1 

10,5 

2,5 

29,0 

9,8 

2,6 

1,0 

6,5 

1,4 

29,0 

8,0 

2,9 

1,2 

6,1 

3,1 

26,1 

7,0 

2,2 

1,5 

5,7 

1,2 

24,8 

4,3 

2,5 

2,4 

6,4 

0,7 

23,5 

3,7 

2,7 

2,4 

6,2 

0,3 

21,7 

3,3 

2,4 

2,3 

5,2 

0,5 

0,5 0,5 

1,8 0,6 0,4 0,1 

12,2 26,6 26,6 32,3 34,2 30,9 34,7 3,4 7,7 7,7 8,4 8,5 7,3 7,5 

31,4 33,6 38,5 29,4 28,9 28,6 25,3 

34,5 28,1 27,0 10,8 9,4 10,4 
7,4 6,0 4,6 2,6 2,2 1,7 1,3 0,7 

4,2 3,9 3,4 2,3 1,2 1,1 3,4 0,6 

2,7 2,8 2,4 0,8 0,8 0,6 

23,2 24,9 23,5 26,0 28,9 34,0 31,4 7,3 8,4 9,0 7,7 8,4 9,7 7,9 

11,6 3,4 

8,3 2,4 

4,2 1,2 

14,3 12,5 11,9 9,8 9,8 10,2 7,5 4,5 4,2 4,6 2,9 2,8 2,9 1,9 

5,9 7,3 7,9 7,7 10,3 9,4 1,8 2,4 3,0 2,3 2,9 2,4 

7,0 4,8 2,1 4,4 4,1 2,2 1,6 0,8 1,3 1,2 
5,1 6,6 6,2 15,5 1,5 1,9 1,8 3,9 

0,5 0,4 0,2 0,1 

15,2 22,5 27,5 8,6 40,9 28,0 28,5 4,8 7,6 10,6 2,5 11,8 5,6 7,2 

-10,8 -13,8 -24,5 -11,2 -14,4 -18,0 -14,0 -3,4 -4,6 -9,4 -3,3 -4,2 -5,1 -3,5 

') Im Jahre 1992 war der Umfang der außerbudgetären Aktivitäten erheblich. _ 2) Januar bis November 1998. 

Quellen: Wochenbericht des DIW, Nr. 18/98; Goskomstat: Rossijskij statistic eskij e2egodnik 1995, Moskau 1995; Rossijskij statistic eskij e2egodnik 1996, Moskau 1996; Social'no-

ekonomic eskoe polo2enie Rossii 1996 g., Moskau 1997; Social'no-ekonomic eskoe polo2enie Rossii 1997 g., Moskau 1998; Social'no-ekonomic eskoe polo2enie Rossii 1998 g., Moskau 1999; 

Berechnungen der Institute. 



Defizit, was dem vom IWF geforderten Überschuß in der 

Primärbilanz entspricht. Im übrigen dürften in diesem Ge-

setz insbesondere die Einnahmen bezogen auf das BIP zu 

hoch angesetzt worden sein. Zum einen sind erhebliche 

Veränderungen des Steuerrechts geplant, die allesamt auf 

eine Senkung der Steuersätze zielen. Derzeit ist zum 1. 

Juli eine Senkung des Mehrwertsteuersatzes von 20 auf 

15 % vorgesehen; eine weitere Senkung auf 10 % ist zum 

1. Januar 2000 geplant. Der IWF hat sich deutlich gegen 

eine Senkung der Mehrwertsteuersätze ausgesprochen. 

Auch der Gewinnsteuersatz soll um 5 Prozentpunkte ge-

senkt werden. Zwar wurden diese Veränderungen bereits 

in dem Haushaltsansatz berücksichtigt, jedoch ist zu be-

fürchten, daß sich die Erwartungen auf eine Steigerung 

der Steuermoral und der Wirtschaftsaktivitäten und damit 

auch der Steuereinnahmen nicht erfüllen werden. Zum 

anderen sind bei einer wieder ansteigenden Inflation reale 

Einnahmerückgänge zu erwarten; insbesondere die zeit-

verzögert an das Budget fließende Mehrwertsteuer, die 

derzeit die wichtigste Einnahmequelle darstellt, ist sehr 

anfällig für eine inflationsbedingte Entwertung. 

Das im Haushaltsgesetz kalkulierte Defizit von 2,5% 

des BIP soll teilweise durch internationale Kredite, teilwei-

se über den heimischen Finanzmarkt finanziert werden. 

Sowohl auf dem internationalen als auch auf dem heimi-

schen Finanzmarkt ist die Reputation des russischen 

Staates gegenwärtig jedoch stark beschädigt. Vor diesem 

Hintergrund wächst der Druck auf die russische Zentral-

bank, die Finanzierungsansprüche der Föderation zu mo-

netisieren. 

Tabelle 6 

Geld- und Währungspolitik 

Als Folge der anhaltenden Wirtschafts- und Finanzkri-

se ist die Handlungsfähigkeit der Geldpolitik erheblich 

eingeschränkt worden. Zwar bedeutet die Aufgabe des 

Wechselkursziels, daß die Zentralbank einen zusätzli-

chen Freiheitsgrad gewonnen hat. Angesichts eines Ban-

kensystems, das faktisch insolvent ist, 26 wird eine markt-

gerechte Versorgung der Wirtschaft mit Zentralbankgeld 

jedoch erschwert. 

Die Geldmengenexpansion verlief in der Zeit seit Aus-

bruch der Währungskrise vergleichsweise moderat (Tabel-

le 6). Alle Geldmengenaggregate stiegen zwar in der zwei-

ten Jahreshälfte 1998 deutlich stärker als noch in der er-

sten, wobei der Anstieg der inländischen Aktiva der 

Zentralbank gerade in den Monaten September und Okto-

ber besonders deutlich ausfiel. Danach war jedoch ein 

rückläufigerTrend zu beobachten. Ein dämpfender Einfluß 

ging dabei von der Abnahme der Währungsreserven der 

Zentralbank aus. Die Bruttoreserven der Bank lagen Ende 

März 1999 bei nur 10,9 Milliarden US-Dollar und damit bei 

weniger als der Hälfte des Höchststandes von Mitte 

26 An dieser Feststellung ändert auch die Tatsache nichts, daß 
kleinere regionale Banken von der Krise weniger stark betroffen 
waren und daß die staatliche Sberbank für das Jahr 1998 einen 
Gewinn ausweist; vgl. RFE-RL vom 11. März 1999. Es ist unwahr-
scheinlich, daß staatliche Wertpapiere im Bestand der Sberbank 
wertberichtigt wurden. Zudem sind vermutlich hohe Zinszahlungen 
auf GKO in der ersten Jahreshälfte 1998 für das positive Ergebnis 
verantwortlich. 

Geldmengen- und Kreditaggregate 1992 bis 1998 

Veränderung gegenüber dem Ende der Vorperiode in % 

1992 

2. Hj. 

1993 1994 1995 1996 1997 1998' ) 

1.Hj. 2. Hj. 

1998') 

Bargeld 

Geldbasis 

M2 (Rubel) 

M22) 

Bankkredite3) 

Nettowährungsreserven 4) 

Inländische Aktiva der Zentralbank 

Nachnchtfich: 
Erzeugerpreise 

Verbraucherpreise 

267 691 

648 

290 409 

448 

428 112 

331 787 

169 126 29 26 —1 36 31 

186 118 26 27 —1 22 21 

200 126 34 28 —2 9 7 

217 113 30 30 —4 29 21 

241 61 16 44 11 37 49 

—64 238 —78 118 —59 —270 

412 71 61 16 9 61 69 

285 895 233 175 26 8 

213 840 215 131 22 11 

1 23 23 

4 77 84 

') Werte für das zweite Halbjahr bzw. das Gesamtjahr bis November 1998, gerechnet auf Jahresbasis (mit Ausnahme der Angaben für die 
Geldbasis). - 2) Einschließlich Konten in ausländischer Währung. — 3) Kredite des Bankensystems an Unternehmen und Haushalte. 
-4) In US-Dollar. 

Quellen: Russian Economic Trends, Monthly Update, März 1999; Berechnungen der Institute. 
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1997. 27 Die Nettoreserven waren seit Ausbruch der Wäh-

rungskrise negativ. Gemessen am Erzeugerpreisindex 

blieb die reale Geldbasis im Jahr 1998 in etwa konstant, 

gemessen am Verbraucherpreisindex nahm sie deutlich 

ab. In den ersten beiden Monaten des Jahres 1999 verlief 

die Geldmengenexpansion mit Wachstumsraten der Geld-

basis von 1 bis 2% pro Monat äußerst langsam. 

Insgesamt verschob sich im Jahr 1998 die Struktur der 

Aktiva der Zentralbank weiter hin zu Forderungen gegen-

über der Regierung. Da es der Zentralbank nach wie vor 

offiziell verboten ist, den Staatshaushalt direkt zu finanzie-

ren, reflektiert der Anstieg dieser Forderungen in erster Li-

nie Käufe von Staatsanleihen auf dem Sekundärmarkt. 

Stärker als zuvor hat die Zentralbank aber auch wieder 

Kredite an den Geschäftsbankensektor vergeben, wenn-

gleich diese Kredite nur einen geringen Anteil an den Ge-

samtkrediten ausmachen. Bei einem Teil der Kredite an 

die Banken handelt es sich um für maximal ein Jahr ge-

währte sogenannte Stabilisierungskredite. Genauere An-

gaben über Umfang, Empfänger und Konditionen dieser 

Kredite liegen nicht vor. Zum Teil, beispielsweise bei der 

Promstroibank, sind offenbar Eigenkapitalanteile als Si-

cherheiten für die Kredite gestellt worden, so daß sich 

die Zentralbank de facto an Geschäftsbanken beteiligt hat. 

Hinsichtlich des Wachstums der weiter gefaßten Geld-

menge M2 ergibt sich ein differenziertes Bild. Wird nur die 

Rubelgeldmenge betrachtet, lag der Anstieg von M2 im 

Jahr 1998 bei 7%. Bei Einbeziehung der Konten in aus-

ländischer Währung ergibt sich ein Anstieg in Höhe von 

21 %, der in erster Linie einen Bewertungseffekt reflektie-

ren dürfte. Insgesamt entsprach damit das Wachstum von 

M2 dem der Geldbasis. Hinter dieser Entwicklung verber-

gen sich allerdings relativ starke Schwankungen des 

Geldmultiplikators, der in unmittelbarer Folge der Wäh-

rungskrise zunahm, im vierten Quartal 1998 allerdings 

wieder abnahm. Entsprechende Veränderungen sowohl 

in der Reservehaltung der Geschäftsbanken als auch in 

der Bargeldhaltung des Nichtbankensektors stehen hin-

ter dieser Entwicklung. 

Auffallend ist die starke Zunahme der Kredite des Ban-

kensystems in der zweiten im Vergleich zur ersten Jah-

reshälfte 1998. Hinter diesem Anstieg steht jedoch nicht 

eine verstärkte Vergabe von Neukrediten, sondern ein 

Neubewertungseffekt. Vor Ausbruch der Währungskrise 

waren rund 45% der inländischen Kredite in ausländi-

scher Währung denominiert. 28 Allein der durch die Ru-

belabwertung entstandene Neubewertungsbedarf hätte 

deutlich über der nominalen Zunahme des Kreditvolu-

mens gelegen. Dabei dürfte ein großer Teil gerade der in 

ausländischer Währung vergebenen Kredite im Zuge der 

Abwertung notleidend geworden sein. Die daraus resul-

tierenden Wertberichtigungen sind offenbar in den Bilan-

zen noch nicht vorgenommen worden. 

Hinsichtlich der geldpolitischen Instrumente der Zen-

tralbank hat eine deutliche Verschiebung weg von markt-

orientierten und hin zu administrativen Instrumenten statt-

gefunden. Seit Mitte 1998 gilt ein unveränderter Refinan-

zierungszinssatz von 60 % per annum; angesichts der in-

folge der Abwertung deutlich gestiegenen Verbraucher-

preise lag dieser Zinssatz allerdings in der zweiten 

Jahreshälfte real im negativen Bereich (Abbildung 1). 

Folglich mußte die Zentralbank zu mengenmäßigen Zu-

teilungsverfahren greifen. Über die Lombardfazilität wur-

den in den Monaten Oktober und November, für die offizi-

elle Angaben vorliegen, keine Kredite mehr ausgereicht. 

Für die Liquiditätssteuerung des Bankensystems wird 

derzeit neben den Stabilisierungskrediten die Mindestre-

servepolitik eingesetzt . 29 Nachdem die Reservesätze 

27 Vgl. RFE-RL vom 2. April 1999. 
28 Central Bank of the Russian Federation: Bulletin of Banking 

Statistics, Nr. 8/1998. 

29 Offenbar bietet die Zentralbank auch verzinste Einlagen an. 
Einzelheiten hierzu sowie über die Struktur der Reserven der Ge-
schäftsbanken waren allerdings nicht verfügbar; vgl. Central Bank 
of the Russian Federation: Monetary Policy Measures. http:// 

www.cbr.ru/eng/dp/policy.htmi ( 17. März 1999). 

150 

Realzinssätze') 1997 bis 1999 
(Prozent per annum) 
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Refinanzierung 
  Lombardkredite 
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-50 ' I 
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T 
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1) Deflationiert mit dem Verbraucherpreisindex (monatliche In-
flationsrate auf Jahresbasis). Einlagenzinssatz = Zinssatz auf 
private Bankkonten mit einer Laufzeit von weniger als einem 
Jahr. Lombard- und GKO-Zinssätze: Durchschnittswerte. 

Quelle: Russian European Centre for Economic Policy: 
Russian Economic Trends. Monthly Update, March. Moskau 
1999. — International Monetary Fund (IMF): International Fi-
nancial Statistics on CD-Rom. Washington, D.C., 1999. — Be-
rechnungen der Institute. 
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Ende August 1998 bereits von 8 bis 11 % auf 5 bis 7,5 % 

gesenkt worden waren, gilt seit Dezember ein einheitli-

cher Satz von 5%. 30 Mitte März wurde der Reservesatz 

auf Firmenkonten wieder auf 7 % angehoben. 31 Der Spiel-

raum für zukünftige geldpolitische Entscheidungen hängt 

in erheblichem Maße von den Fortschritten bei der Reka-

pitalisierung und Restrukturierung des Bankensektors ab. 

Gleichwohl sind in diesem Bereich bislang kaum Fort-

schritte gemacht worden. Es gibt vielmehr Hinweise dar-

auf, daß die Banken noch verbliebene Vermögenswerte 

vor dem Zugriff ihrer Gläubiger in Sicherheit gebracht ha-

ben bzw. weiter bringen. Nach der Vorlage eines Plans 

der Zentralbank zur Sanierung des Bankensystems vom 

November 199832 wurde zwar Anfang 1999 eine Agentur 

zur Sanierung des Bankensystems (ARKO) gegründet. 33 

Allerdings wurde sie nur mit einem geringen Eigenkapital 

ausgestattet, das selbst nach konservativen Schätzungen 

nur einen Teil der Sanierungskosten des Bankensystems 

decken würde.34 Weitere Mittel zur Bankensanierung sind 

im laufenden Staatshaushalt nicht eingeplant. Zudem 

herrscht Unklarheit über die Aufgaben, Struktur und 

Kompetenzen der Agentur, und das Programm zur Ban-

kensanierung hat bisher keine gesetzliche Grundlage er-

halten. Somit wird die Agentur nach derzeitigem Stand 

keine bedeutende Rolle bei der Sanierung des Banken-

systems übernehmen. 

Als ein positives Element könnte gewertet werden, daß 

ein seit Monaten vorliegender Gesetzentwurf zur Rege-

lung von Insolvenzen im Bankensektor Anfang März 1999 

in Kraft getreten ist (vgl. Abschnitt Ordnungspolitik). Damit 

steht jetzt ein Verfahren für die Abwicklung von Bankinsol-

venzen zur Verfügung. Ob die Verabschiedung des Geset-

zes allerdings tatsächlich zu einer verstärkten Anwendung 

von Insolvenzverfahren führt und ineffiziente Banken ge-

schlossen werden, ist letztlich eine Frage des politischen 

Willens. In den Monaten seit Ausbruch der Krise jedenfalls 

hat die Zentralbank im Schnitt weniger Banken die Lizenz 

entzogen als in der ersten Hälfte des Jahres 1998. 35 

Sowohl die prekäre Lage der öffentlichen Haushalte als 

auch die ungelösten Probleme im Bankensystem erhöhen 

den Druck auf die Zentralbank, die Geldemission auszu-

weiten und die staatlichen Verbindlichkeiten zu monetisie-

ren. Eine Änderung des Zentralbankgesetzes, das die 

Unabhängigkeit der Bank und insbesondere die Autono-

mie über die Zinspolitik beschneiden würde, wird derzeit 

in der Duma diskutiert. 36 Die Glaubwürdigkeit der Zentral-

bank wurde zudem durch im Februar 1999 bekanntge-

wordene Finanztransaktionen erheblich beschädigt. 

Demnach hat die Zentralbank in den vergangenen Jah-

ren ihre Währungsreserven von einer offshore-Bank ver-

walten lassen, die sich offenbar teilweise im Besitz russi-

scher Unternehmen befand .37 Der Vorwurf lautet, daß sich 

die Korruption auch auf die Zentralbank erstreckt. 

Das geldpolitische Ziel der Zentralbank für das Jahr 

1999 sieht eine Ausweitung der Geldmenge um 18 bis 

26% vor. 36 Dies würde jedoch einen erheblichen Rück-

gang des Geldmengenwachstums gegenüber dem zwei-

ten Halbjahr 1998 bedeuten. Würde das Geldangebot, 

nicht zuletzt auf Grund zunehmenden politischen Drucks, 

dem in der zweiten Jahreshälfte 1998 zu beobachtenden 

Trend weiter folgen, so wäre eine Expansion der Geld-

menge in einer Größenordnung von 50 bis 60% wahr-

scheinlicher. Bei einem weiteren Rückgang des BIP und 

einer möglicherweise leichten Erhöhung der Umlaufge-

schwindigkeit des Geldes würde damit die Inflationsrate 

im Jahr 1999 etwa 60 bis 70 % erreichen. Hinsichtlich der 

Entwicklung und Messung der Inflation sind die zuneh-

menden Preiskontrollen als ein erheblicher Unsicher-

heitsfaktor zu nennen, dessen makroökonomische Aus-

wirkungen nicht zu quantifizieren sind. 

Seit der Aufgabe des Wechselkursziels zum US-Dollar 

im August 1998 hat der Rubel in Schüben abgewertet. 

Trotz vorübergehender Stabilisierungsphasen im Sep-

tember und Oktober 1998 bzw. zu Jahresanfang 1999 

verlor der Rubel insgesamt gut drei Viertel seines Werts 

vor der Krise. Ein US-Dollar kostete Ende März 1999 vor-

übergehend bereits mehr als 27 Rubel; Mitte 1998 waren 

es noch gut 6 Rubel gewesen. Begleitet wurde die nomi-

nale von einer realen Abwertung, die insgesamt ein ähnli-

ches Ausmaß erreichte (Abbildung 2). Nach einer langen 

Phase von Mitte 1995 bis Mitte 1998, in der realer und 

nominaler Wechselkurs vergleichsweise stabil gehalten 

wurden, war damit die Anfang 1995 erfolgte reale Aufwer-

tung erstmals wieder mehr als kompensiert worden. Die 

erhebliche reale Abwertung hat sich in erster Linie auf die 

Importe ausgewirkt, die in den letzten vier Monaten des 

Jahres 1998, bei weiter rückläufigen Exporten, weniger 

als die Hälfte des Wertes im entsprechenden Vorjahres-

zeitraum erreichten (vgl. Abschnitt Außenwirtschaft). 

30 Vgl. http://www.cbr.ru. 
31 Vgl. Bank of Finland, a.a.O., 26. März 1999. 

32 Vgl. Die wirtschaftliche Lage Rußlands — Krise offenbart Feh-
ler der Wirtschaftspolitik. DIW et al. In: Wochenbericht des DIW, 

Nr. 51-52/98. Auch abgedruckt in: Kieler Diskussionsbeiträge Nr. 
330-331/1998, IWH Forschungsreihe 10/1998. 

33 Vgl. Bank of Finland, a.a.O., 4. Dezember 1998. 
34 Das Eigenkapital von ARKO beträgt 10 Milliarden Rubel; die 

Kosten der Bankensanierung werden von russischen Quellen mit 
rund 100 bis 140 Milliarden Rubel beziffert; vgl. Russian Economic 
Trends, Nr. 4/1998, sowie Bank of Finland, a.a.O., 26. März 1999. 
Allein die Zinskosten einer Rekapitalisierung der russischen Ban-
ken dürften allerdings eher bei 200 Milliarden Rubel liegen. Zu Ein-
zelheiten der Berechnung: vgl. C. Buch und R. Heinrich: Handling 
Banking Crises — The Case of Russia. Institut für Weltwirtschaft. 
Kiel 1999. 

35 Waren es in den ersten sechs Monaten von 1998 noch durch-
schnittlich 21 Lizenzentzüge pro Monat, fiel dieser Wert auf gut 14 
im Zeitraum Juli 1998 bis Januar 1999; vgl. http://www.cbr.ru. 

36 Vgl. Russian Economic Trends, a.a.0. 
37 Vgl. Bank of Finland: Russian Economy — The Month in Re-

view, Februar 1999. 

38 Central Bank of the Russian Federation:. Balance of Pay-
ments of the Russian Federation. http://www.cbr.ru/end/dp/ 
P—balance97.htm ( 1. März 1999). 
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1) Realer Wechselkurs ( Index, Januar 1995 = 100) 
berechnet auf Grundlage der Verbraucherpreise. 
Ein Anstieg entspricht einer realen Abwertung der russischen 
Währung. 

Quelle: Russian European Centre for Economic Policy. 
Russian Economic Trends. Monthly Update, March. Moskau 
1999. — International Monetary Fund (IMF): International Fi-
nancial Statistics on CD-Rom. Washington, D.C., 1999. — Be-
rechnungen der Institute. 

Für das Jahr 1999 will die Zentralbank keine Wechsel-

kursbindung vornehmen. 39 Dies steht im Gegensatz zu 

den Plänen der Regierung, die in ihrem Haushaltsentwurf 

einen Kurs angenommen hat, der bereits jetzt deutlich 

unterhalb des Marktkurses liegt. Nach den Plänen der 

Zentralbank sollen Eingriffe in die Kursbildung marktge-

recht erfolgen; nur in Ausnahmefällen soll auf administra-

tive Maßnahmen zurückgegriffen werden, und die Bildung 

eines Schwarzmarktes soll verhindert werden. In den er-

sten Monaten des laufenden Jahres ist die Kursentwick-

lung vergleichsweise moderat verlaufen. Dies dürfte in 

nicht unerheblichem Maße auf die nach der Währungskri-

se verschärften und nach wie vor bestehenden Be-

schränkungen der Konvertibilität des Rubel zurückzufüh-

ren sein 411 die zu Beginn des Jahres weiter verstärkt wur-

den (vgl. Abschnitt Ordnungspolitik).41 Insgesamt wird der 

Erfolg der Wechselkurspolitik daran zu messen sein, ob 

eine erneute Fehlbewertung des Rubels verhindert und 

eine marktgerechte Kursbildung ermöglicht wird. 

/AuBenwirtschaft 

Die Entwicklung der Zahlungsbilanz wurde im Jahr 

1998 entscheidend von den Auswirkungen der Wäh-

rungskrise vom August geprägt. Vorausgegangen waren 

der Krise ein stetig abnehmender Exportüberschuß sowie 

rückläufige Kapitalzuflüsse, die einen Vertrauens-

schwund in- und ausländischer Anleger reflektieren. 42 Im 

Bereich des Außenhandels kehrte sich dieser negative 

Trend nach der Krise um; in dem Zeitraum September bis 

Dezember 1998 lag der Außenhandelsüberschuß .mit 

12,3 Milliarden US-Dollar fast dreimal so hoch wie in der 

entsprechenden Periode des Vorjahres (4,4 Milliarden 

US-Dollar). 43 Allerdings ist diese Verbesserung der Han-
delsbilanz ausschließlich auf eine Abnahme der Importe, 

und dabei nicht zuletzt auf die verringerte Einfuhr von Le-

bensmitteln, 44 zurückzuführen. Der in US-Dollar gemes-

sene Exportwert sank um knapp ein Viertel. Dabei stie-

gen die Mengen des exportierten Rohöls und Erdgases; 

dies wurde jedoch durch den Rückgang der Weltmarkt-

preise für Erdöl und Erdgas um rund 30 bis 40% in dem 

entsprechenden Zeitraum überkompensiert. 

Im Bereich des Kapitalverkehrs hat sich der bereits in 

der ersten Hälfte des Jahres 1998 zu beobachtende ne-

gative Trend im dritten Quartal beschleunigt fortgesetzt 

(Tabelle 7). 45 Entscheidend hierfür war ein Umschwung 

bei dem Portfoliokapital; im dritten Quartal kam es sogar 

zu Kapitalabflüssen kam. Im Bereich der Direktinvestitio-

nen wurden zwar noch weitere Zuflüsse registriert, diese 

lagen aber insgesamt deutlich unter den Werten des Vor-

jahres. Positiv auf den Saldo der Kapitalverkehrsbilanz 

hat sich die Tatsache ausgewirkt, daß in der ersten Hälfte 

des Jahres ein Teil der Bardevisenbestände des privaten 

39 Vgl. Central Bank of the Russian Federation: The Objectives, 

Tasks and Instruments of the Exchange Rate Policy, 17. März 
1999. 

40 Vgl. Die wirtschaftliche Lage Rußlands — Krise offenbart 

Fehler der Wirtschaftspolitik. DIW et al., a.a.0. 

41 Neben einer Erhöhung der Umtauschquote für Exporterlöse 
dürfen beispielsweise seit Ende März Privatpersonen nur maximal 
5 000 US-Dollar in bar ausführen; vgl. RFE-RL vom 30. März 1999. 
Zudem wurde der Zugang ausländischer Banken zu ihren Korre-

spondenzkonten sowie die Teilnahme russischer Banken an dem 
offiziellen Devisenmarkt beschränkt; vgl. RFE-RL vom 13. April 

1999. 

42 Vgl. Die wirtschaftliche Lage Rußlands — Krise offenbart 

Fehler der Wirtschaftspolitik, a.a.0. 

43 Dieser Trend setzte sich nach vorläufigen Angaben im ersten 

Quartal 1999 fort (Überschuß 5,8 Milliarden US-Dollar).Vgl. Russi-
an Economic Trends, Monthly Update, März 1999, sowie Reuters 

vom 5. Mai 1999. 
44 Die Vereinigten Staaten, das viertgrößte Lieferland für Ruß-

land im Jahr 1997, verzeichneten beispielsweise in den letzten vier 

Monaten 1998 im Vorjahresvergleich einen Rückgang bei der Aus-
fuhr von Agrarprodukten um etwa 80 %. 

45 Für das Gesamtjahr 1998 lagen bei Abschluß des Berichts 

noch keine vollständigen Angaben vor. 

Wochenbericht des DIW 19199 355 



Tabelle 7 
Zahlungsbilanz') 1995 bis 1998 

Mrd. US-Dollar 

1995 1996 1997 1997 1998 

I 11 III IV I II III 1- III 

Saldo der Handelsbilanz 
Exporte 
Importe 

Saldo der Nichtfaktordienst-
leistungen 

Export 
Importe 

Faktoreinkommen 
Arbeitseinkommen 
Kapitalerträge 
Erhaltene Kapitalerträge 
Gezahlte Kapitalerträge 

Laufende Transfers 
Saldo der Leistungsbilanz 
Kapitaltransfers 
Saldo der Direktinvestitionen 

Direktinvestitionen im 
Ausland 
Direktinvestitionen in 
Rußland 

Saldo der Portfolioinvestitionen 
Forderungen 
Verbindlichkeiten 

Sonstige Kapitalbewegungen 
Forderungen 
Veränderung der Bargeld-
bestände 
Lfd. Konten und 
Depositen 
Handels- und andere 
Kredite 
Überfällige Zahlungen 
Nicht eingegangene 
Exporterlöse 
Sonstige Forderungen 

Verbindlichkeiten 
Veränderung der 
Bargeldbestände 
Lfd. Konten und 
Depositen 
Handels- und andere 
Kredite 
Sonstige Verbindlichkeiten 

Korrekturposten 
Saldo der Kapital-
verkehrsbilanz 
Statistisch nicht auf-
gliederbare 
Transaktionen 
Zahlungsbilanz 
Finanzierungssaldo 
Reserveaktiva 
IMF, Weltbank, bilaterale 
Institutionen 
Sonderfinanzierung 

Umschuldungen (netto) 
Überfällige Zahlungen 
(netto) 
Kredite an GUS-Staaten 

20,8 23,1 17,6 
82,7 90,6 88,9 
-61,9 -67,5 -71,3 

6,0 3,6 3,5 13,1 4;4 
21,2 20,7 21,7 63,6 25,4 
-15,1 -17,0 -18,3 -50,4 -21,0 

-9,5 -5,9 -5,2 -1,0 
10,5 13,0 13,9 2,9 

-20,1 -18,8 -19,1 -3,9 
-3,4 -5,3 -8,5 -1,0 
-0,3 -0,4 -0,3 -0,1 
-3,1 -4,9 -8,2 -0,9 
4,1 4,2 4,0 2,4 
-7,2 -9,2 -12,2 -3,3 
0,1 0,2 -Q6 0,0 
8,0 12,1 3,3 4,0 
-0,3 -0,5 -0,8 -0,1 
1,7 1,7 3,6 -0,1 

-1,1 -1,4 -3,5 -1,5 
3,4 4,3 10,6 3,5 
-4,6 -5,7 -14,2 -5,0 
-2,4 -2,7 -6,1 -2,4 
-0,1 -0,1 -0,3 -0,1 
-2,3 -2,6 -5,8 -2,3 
0,6 0,6 3,6 0,5 
-2,9 -3,2 -9,4 -2,8 
-0,2 -0,2 -0,4 -0,2 
0,0 -0,9 3,1 0,4 
-0,3 -0,2 -0,6 -0,2 
1,0 1,4 2,3 1,4 

-0,3 -0,8 -2,6 -0,6 -0,6 -0,7 -1,9 -0,7 

2,0 2,5 6,2 0,5 1,6 2,0 4,1 2,1 
-1,6 9,7 45,4 6,1 8,0 1,9 16,0 29,4 
-1,7 -0,2 -0,2 0,2 0,0 -0,3 -0,1 0,0 
0,1 9,9 45,6 5,9 8,1 2,2 16,2 29,4 

-11,9 -35,6 -18,5 -7,1 -0,7 -3,6 -11,4 -6,9 
5,0 -29,3 -26,9 1,2 -6,3 -10,0 -15,1 -11,6 

0,0 -8,9 -13,7 -2,7 -1,3 -3,7 -7,7 -5,8 

4,3 -1,0 1,0 1,4 -0,7 -1,0 -0,3 1,3 

16,6 0,0 0,2 3,2 
-10,6 -9,5 -3,0 1,8 

-4,9 -9,8 -11,5 -2,8 
-0,6 -0,1 0,1 0,3 
-16,9 -6,3 8,4 -8,3 

1,5 -1,3 3,4 -3,2 
-2,7 -1,0 -1,9 Al 

-3,0 -2,8 -8,6 -2,8 
-0,1 -0,2 0,0 0,1 
5,6 6,4 3,7 4,7 

0,4 -0,2 0,0 -0,1 0,1 0,0 0,0 -0,1 

2,5 1,5 -4,7 -7,4 0,5 0,9 -6,0 1,3 

-20,7 -8,5 12,6 -0,3 
0,9 0,9 0,5 -0,5 
1,1 -1,5 0,0 0,0 

-11,8 -25,7 30,5 -1,1 

-8,0 -8,1 -7,1 -2,4 
-12,1 -22,2 25,9 0,3 
12,1 22,2 -25,9 -0,3 

-10,4 2,8 -1,9 -1,3 

4,7 4,7 9,1 3,5 
0,3 0,7 0,5 0,0 
0,0 0,0 0,0 0,0 

8,3 -0,3 6,9 23,8 

-1,0 -1,2 -4,6 -2,5 
7,0 -2,7 4,6 21,4 

-7,0 2,7 -4,6 -21,4 
-8,0 1,6 -7,7 5,8 

8,1 7,9 7,5 1,3 2,3 1,6 5,2 2,4 
14,4 11,5 -31,5 -0,1 -1,1 -0,5 -1,7 -29,6 
12,1 8,4 3,1 1,3 0,4 0,8 2,5 0,6 

1,1 2,7 -24,0 1,0 1,1 1,1 3,2 -27,2 
0,3 0,2 0,2 0,1 0,0 0,1 0,2 0,0 

1,2 1,1 4,4 6,6 
18,5 18,2 17,8 54,5 
-17,3 -17,1 -13,5 -47,9 

-1,1 -1,4 -0,7 -3,3 
2,9 3,3 3,7 9,9 
-4,0 -4,7 -4,4 -13,2 
-1,3 -3,8 -3,4 -8,4 
-0,1 -0,1 -0,1 -0,3 
-1,2 -3,7 -3,3 -8,1 
2,4 0,7 0,5 3,7 
-3,7 -4,5 -3,8 -11,8 
-0,4 -0,1 0,0 -0,6 
-1,6 -4,2 0,2 -5,6 
-0,1 -0,2 -0,1 -0,4 
0,3 0,1 0,3 0,7 

-0,4 -0,4 -0,1 -0,8 

0,7 0,5 0,4 1,5 
3,5 3,9 -0,4 7,0 
-0,1 -0,5 0,4 -0,3 
3,6 4,4 -0,7 7,3 

-1,4 0,8 -3,2 -3,8 
-3,6 -2,1 -4,8 -10,5 

0,4 1,5 -1,1 0,8 

1,6 0,5 -0,1 2,0 

1,8 0,4 -0,5 1,7 
-3,7 -2,8 -0,5 -7,0 

-3,3 -1,7 -2,5 -7,4 
-0,2 -0,1 -0,3 -0,6 
2,2 2,9 1,6 6,7 

0,0 0,1 0,0 0,1 

-1,0 0,4 -1,5 -2,1 

3,4 1,8 3,2 8,3 
-0,3 0,6 -0,2 0,2 
0,0 0,0 0,0 0,0 

2,4 5,0 -3,3 4,1 

-2,2 -1,4 -1,7 -5,3 
-1,5 -1,0 -4,9 -7,4 
1,5 1,0 4,9 7,4 
0,9 0,7 3,5 5,1 

1,2 
-0,4 0,2 

0,6 0,3 2,3 3,2 

') Abweichungen der Summen durch Rundungsfehler. 

Quellen: Central Bank of the Russian Federation (CBR): Bulletin of Banking Statistics, Nr. 8/1998; Balance of Payments of the Russian 
Federation. http://www.cbr.ru, März 1999; Berechnungen der Institute. 
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Sektors46 abgebaut worden war. In Folge der Krise wur-

den zwar die Devisenbestände im dritten Quartal wieder 

aufgestockt, insgesamt war jedoch eine Abnahme der pri-

vaten Devisenbestände zu verzeichnen, während es 

1997 noch eine relativ starke Zunahme gegeben hatte. 

Bezüglich der Auswirkungen der Krise auf die Gewäh-

rung von Krediten aus dem Ausland liefern russische und 

internationale Statistiken zum Teil widersprüchliche Anga-

ben. Der russischen Statistik zufolge lag der Zufluß an 

Krediten aus dem Ausland im dritten Quartal 1998 bei 3,2 

Milliarden US-Dollar nach 1,8 Milliarden im Vorquartal. Die 

Statistik der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich 

weist hingegen einen Rückgang der Forderungen 

ausländischer Banken gegenüber Rußland in Höhe von 

2,5 Milliarden US-Dollar von Ende Juni bis Ende Septem-

ber 1998 aus. Ein Grund für diese Diskrepanz könnte dar-

in liegen, daß die ausländischen Gläubiger in erheblichem 

Umfang Wertberichtigungen in ihren Bilanzen vorgenom-

men haben 47 gleichzeitig jedoch nicht ihre Forderungen 

gegenüber Rußland aufgegeben haben. 

Auf eine Zunahme der Kapitalflucht deutet ein leichter 

Anstieg des Werts der statistisch nichtaufgliederbaren 

Transaktionen hin. Allerdings ist hierbei zu berücksichti-

gen, daß die Kapitalflucht bereits vor der Krise ein hohes 

Niveau erreicht hatte. Zudem sind Maßnahmen wie eine 

Ablieferungspflicht für Exporterlöse, die die Anreize zur 

Kapitalflucht zusätzlich erhöht haben dürften, erst im Ok-

tober 1998 in Kraft getreten (vgl. Abschnitt Ordnungspo-

litik). 

Durch Änderungen der Zolltarife hat die Regierung ver-

sucht, ihre Einnahmensituation zu verbessern. Mit Wir-

kung vom 1. März 1999 wurde ein fünfprozentiger Zoll auf 

Exporte von Metallprodukten eingeführt .48 Gleichzeitig 

wurde ein im Januar eingeführter Exportzoll auf Ölausfuh-

ren (vgl. Abschnitt Ordnungspolitik) im März 1999 vor-

übergehend wieder ausgesetzt, da der Weltmarktpreis für 

Rohöl unter die Marke von 9,80 US-Dollar pro Barrel Öl 

gefallen war. Ein entsprechender Zoll auf Gasexporte 

wurde ganz abgeschafft. Um einen weiteren Rückgang 

des Ölpreises zu verhindern, war zusätzlich eine Ein-

schränkung der Ölexporte geplant, die einem entspre-

chenden OPEC-Beschluß folgt.49 Im Zuge des jüngsten 

Ölpreisanstiegs kam es wieder zu einer Anhebung des 

Exportzollsatzes. 

Ende Februar wurden ferner zwischen Rußland und 

den Vereinigten Staaten Eckpunkte eines Abkommens 

über russische Stahlexporte festgelegt, die die Einleitung 

von Antidumpingmaßnahmen gegenüber Rußland verhin-

dern sollen.SO Demnach werden Quoten sowie Mindest-

preise für russische Stahlexporte in die USA festgelegt. 

Für das Jahr 1999 wären damit Stahlexporte in Höhe von 

0,75 Millionen Tonnen bzw. 80 % weniger als in 1998 vor-

gesehen .,52 Insgesamt machen Exporte von Stahlproduk-

ten rund 8% der russischen Ausfuhren aus. 52 Von russi-

scher Seite wurde das Abkommen jedoch offenbar bis-

lang noch nicht endgültig angenommen. Gleichwohl bleibt 

der Regierung kaum eine Alternative zur Annahme des 

Angebots. Die sonst vorgesehenen Strafzölle in Höhe von 

70 bis über 200% würden einem faktischen Ausschluß 

vom US-Markt gleichkommen.-13 

Ein zentraler Aspekt der außenwirtschaftlichen Bezie-

hungen Rußlands ist die Regelung des Schuldendienstes 

gegenüber ausländischen Gläubigern. Insgesamt werden 

auf Seiten des Staates im Jahr 1999 Zins- und Tilgungs-

zahlungen in Höhe von 15 Milliarden US-Dollar fällig. 55 

Davon entfallen 3 Milliarden US-Dollar auf Altschulden 

aus sowjetischer Zeit gegenüber dem Pariser Club, rund 

1 Milliarde auf Schulden gegenüber dem Londoner Club 

der privaten Gläubiger, 4,4 Milliarden auf Kredite des IWF 

und 1,6 Milliarden US-Dollar auf Eurobonds. Hinzu kom-

men Zahlungen auf von Ausländern gehaltene Rubelan-

leihen (u. a. GKO) und fällig werdende Verbindlichkeiten 

privater russischer Schuldner in Höhe von rund 20 Milliar-

den US-Dollar. 

Bereits im Dezember 1998 ist die staatliche Vnesheko-

nombank, die Hauptschuldnerin der zu sowjetischer Zeit 

vergebenen Kredite, Zinszahlungen in Höhe von 362 Mil-

lionen US-Dollar an die Gläubiger des Londoner Clubs 

nicht nachgekommen. Als Folge dieses Zahlungsverzugs 

wurde die Bonität Rußlands Anfang 1999 erneut herabge-

stuft. Auch der Schuldendienst auf Forderungen des Pari-

ser Clubs wurde in den vergangenen Monaten nicht 

pünktlich und vollständig geleistet. Im Gegensatz zu den 

Verbindlichkeiten gegenüber dem Pariser und Londoner 

46 Diese Angaben umfassen u. a. die Devisenbestände der Un-

ternehmen und Banken und sind daher nicht mit den Statistiken 
über die Devisenersparnisse der privaten Haushalte vergleichbar. 

47 Vgl. Bank for International Settlements ( BIS): International 
Banking and Financial Market Developments, März 1999. 

48 Vgl. Bank of Finland: Russian and Baltic Economies — The 
Week in Review, 12. März. 1999. 

49 Vgl. RFE-RL vom 22. März 1999. 

50 Vgl. Bank of Finland: Russian and Baltic Economies — The 
Week in Review, 5. März 1999. 

51 Diese Informationen wurden einer Pressemitteilung der ame-
rikanischen Stahlproduzenten vom 23. Februar 1999 entnommen. 

52 Vgl. Russian Economic Trends, Nr. 4/1998. 

53 Das US-Handelsministerium hat bei Rußland von den er-
wähnten hohen Strafzöllen bislang abgesehen, um die russische 
Stahlindustrie in diesen Krisenzeiten nicht übermäßig zu belasten. 

Zwar wird auch eine Reduzierung der Exporte zu Anpassungs-
schwierigkeiten führen, aber über Quoten und Mindestpreise wird 

die Industrie in die Lage versetzt werden, Quotenrenten abzu-

schöpfen. Die Höhe der Renten ergibt sich aus dem Unterschied 
zwischen dem russischen Exportpreis und dem vorgeschriebenen 
Mindestverkaufspreis in den USA; vgl. Notice of Preliminary Deter-
mination of Sales at Less than Fair Value: Hot-Rolled Carbon-Qua-

lity Steel Products from the Russian Federation. Government Prin-

ting Office. Washington, DC., 1999. Federal Register, Nr. 37/1999, 
S. 1312-1319. 

54 Vgl. Die wirtschaftliche Lage Rußlands — Krise offenbart 

Fehler der Wirtschaftspolitik, a.a.0. 
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Club sind die Eurobonds der Regierung bislang fristge-

recht bedient worden. Zu einem ersten Zahlungsausfall 

auf Eurobonds kam es allerdings Ende Januar bei der pri-

vaten Uneximbank. 

Ein umfassendes Umschuldungsabkommen ist bisher 

nicht erreicht worden. Gleichwohl wurden im Staats-

haushalt für das laufende Jahr lediglich Zins- und Til-

gungszahlungen in Höhe von 9 Milliarden US-Dollar und 

zudem neue Mittelzuflüsse von 7 Milliarden US-Dollar ein-

geplant. Bezüglich der Forderungen des Pariser Clubs 

gibt es Hinweise darauf, daß die ausländischen Gläubi-

ger, insbesondere der Hauptgläubiger Deutschland, einer 

generellen Schuldenstreichung nicht zustimmen. Es gibt 

aber wohl eine gewisse Bereitschaft, eine (teilweise) Be-

dienung der Schulden durch Warenlieferungen zu akzep-

tieren. 55 Von russischer Seite ist ferner vorgeschlagen 

worden, russische Auslandsschulden mit Forderungen 

Rußlands gegenüber Entwicklungsländern aus sowjeti-

scher Zeit zu verrechnen. Diese Forderungen sind aller-

dings faktisch wertlos. 

Erhebliche Verzögerungen hat es bei den Verhandlun-

gen über die Behandlung der GKO gegeben, von denen 

knapp die Hälfte von Ausländern gehalten werden. Ende 

1998 hatte die russische Regierung ein Angebot vorge-

legt, demzufolge 70 % des Nominalwerts der Schulden in 

Anleihen mit variabler Verzinsung und einer Laufzeit von 

4 bis 5 Jahren und 20 % in dreijährige Nullkuponanleihen 

umgetauscht werden sollen .56 Lediglich 10 % sollen dem-

nach in bar ausgezahlt werden .57 Ausländische Gläubiger 

können die Nullkuponanleihen in Aktien bestimmter russi-

scher Großunternehmen eintauschen. Die russische Re-

gierung hat den Gläubigern eine Frist gesetzt, bis zu der 

sie das Angebot annehmen können. Bis dahin nicht um-

getauschte GKO-Bestände sollen für fünf Jahre eingefro-

ren werden. Etwaige auf diese Bestände gezahlten Zin-

sen dürfen nur zum Erwerb russischer Staatsanleihen 

zum Nennwert verwendet werden. Bis zum Ablauf der 

Frist Ende April hatten russische Anleger die Bedingun-

gen der Regierung für über 95 vH und ausländische Anle-

ger für fast 90 vH ihrer GKO-Bestände akzeptiert. 58 

Parallel zu den Verhandlungen mit den privaten Gläu-

bigern wurden Verhandlungen mit multilateralen Kredit-

gebern über die Auszahlung bestehender Kredite bzw. 

die Gewährung neuer Mittel fortgesetzt. Ende Februar 

1999 wurde ein Abkommen mit der Weltbank über einen 

Kredit in Höhe von 400 Millionen US-Dollar unterzeich-

net. Bei Erfüllung der Kreditauflagen sollte eine erste 

Tranche Ende April 1999 ausgezahlt werden. Ende April 

hat der IWF Rußland einen neuen Beistandskredit in 

Höhe von 4,5 Milliarden US-Dollar gewährt. Im Gegenzug 

verpflichtet sich die russische Regierung, im Haushalt ei-

nen Primärüberschuß von 2 vH des BIP zu erwirtschaf-

ten und Strukturreformen vor allem im Steuerrecht und im 

Bankensektor durchzuführen. Mit dem neuen Kredit sol-

len die fällig werdenden russischen Verbindlichkeiten ge-

genüber dem IWF bedient werden. Nach der Einigung mit 

dem IWF erhält Rußland zudem weitere Kredite in Höhe 

von 3,5 Milliarden US-Dollar von der Weltbank und von 

Japan. 

Durch die Einigung mit dem IWF steigen auch die 

Chancen auf Fortschritte bei den bisher ebenfalls sehr 

schleppend verlaufenen Verhandlungen mit dem Pariser 

und Londoner Club. Die durch die Abwertung des Rubels 

erheblich gestiegene Belastung für den Staatshaushalt, 

für russische Banken und Unternehmen bei einer gleich-

zeitigen Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage ha-

ben Hoffnungen auf einen vereinbarungsgemäßen Schul-

dendienst zerschlagen. Entscheidend für den zukünftigen 

Zugang Rußlands zum internationalen Kapitalmarkt wird 

daher sein, daß die laufenden Verhandlungen konstruktiv 

geführt werden und es nicht von russischer Seite zu ein-

seitigen konfiskatorischen Maßnahmen kommt. 

Ordnungspolitik 

Nach dem Ausbruch der Finanzkrise im August 1998 

hat sich der auf ordnungspolitischem Gebiet zu beobach-

tende Konzeptionsmangel verstärkt. Zur Überwindung 

der Krise waren zunächst verschiedene Wirtschaftspro-

gramme entwickelt worden, die aber nicht umgesetzt wur-

den. Vielmehr wurde auf drängende Probleme mit Ad-hoc 

Maßnahmen reagiert. Dabei kam es zwar nicht zu den 

befürchteten drastischen Eingriffen in die Wirtschaft, wie 

der Verstaatlichung von Unternehmen. Gleichwohl hat die 

Politik den Eindruck der Kurzsichtigkeit vermittelt und so 

zur Verunsicherung im In- und Ausland beigetragen. 

Die Privatisierung war bereits im ersten Halbjahr 1998 

ins Stocken geraten. 59 Nach den Ereignissen vom August 

und der Rubelabwertung waren geplante Verkäufe großer 

Unternehmen, auch an ausländische Investoren, ver-

schoben worden. Erst im Dezember wurden 2,5 % der An-

teile von Gazprom an die deutsche Ruhrgas für 660 Mil-

lionen US-Dollar, und damit nur geringfügig über dem 

festgelegten Mindestpreis, verkauft. Die Einnahmen aus 

der Privatisierung, die bis Ende November 1998 lediglich 

3,4 Milliarden Rubel erreicht hatten, 60 konnten dadurch im 

55 Vgl. RFE-RL vom 24. Februar 1999. 
56 Vgl. Bank of Finland: Russian Economy — The Month in Re-

view, Dezember 1998. 
57 Zudem darf nur ein Teil der Barauszahlungen unmittelbar in 

Dollar umgetauscht werden. Ferner soll der Umtausch dieses Be-
trages zu einem Kurs erfolgen, der um 10 vH ungünstiger als der 
Marktkurs liegt; vgl. Bank of Finland: Russian and Baltic Econo-
mies, a.a.O., 30. April 1999. 

5e Vgl. RFE-RL vom 4. Mai 1999. 
59 Vgl. Die wirtschaftliche Lage Rußlands — Krise offenbart 

Fehler der Wirtschaftspolitik, a.a.0. 
so Vgl. Goskomstat: Social'no ekonomic eskoe polo2enie Rossii 

1998 g., Moskau 1999. 
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Gesamtjahr 1998 auf immerhin 15,2 Milliarden Rubel 

(1997: 23,3 Milliarden Rubel) gesteigert werden .62 Aller-

dings erreichten die Einnahmen auf Dollarbasis, umge-

rechnet zum jeweiligen Jahresendkurs, lediglich 55 % der 

ursprünglich geplanten Summe und sogar nur ein Fünftel 

des Vorjahresniveaus. Im Jahr 1999 sollen durch den Ver-

kauf insbesondere von Anteilen großer Unternehmen, 

darunter Gazprom, Svjazinvest' und Aeroflot, wiederum 
15 Milliarden Rubel erlöst werden. Die angespannte 

Haushaltslage könnte dabei Anlaß geben, über die ge-

planten Verkäufe hinaus weitere Unternehmen in die Pri-

vatisierungsliste aufzunehmen. Allerdings wird trotz der 

Engpässe in den öffentlichen Kassen derzeit der Kurs 

weiterverfolgt, große Unternehmen aus wichtigen Berei-

chen ( u. a. Energie) nur zögerlich zu privatisieren. Der ei-

gentlich für das erste Halbjahr 1999 vorgesehene Verkauf 

weiterer 2,5 % der Anteile an Gazprom wurde im März 

1999 ohne Nennung von Gründen auf das zweite Halb-

jahr verschoben. Zudem hat die Duma in erster Lesung 

ein Gesetz verabschiedet, mit dem die Anteile und damit 

der Einfluß ausländischer Aktionäre an 1150 strategi-

schen Unternehmen auf unter 25% beschränkt werden 
soll. 63 

Eine wichtige Voraussetzung, um die finanzielle Diszi-

plin von Unternehmen zu erhöhen und eine Restrukturie-

rung einzuleiten, war mit dem zum 1. März 1998 in Kraft 

getretenen Insolvenzgesetz geschaffen worden. 64 Die 

darin vorgesehene Pflicht zur Insolvenzanmeldung durch 

den Schuldner hat im Jahr 1998 im Vergleich zum Vorjahr 

zu einer Verdoppelung der Insolvenzanträge geführt. 65 

Um die noch unzureichende Umsetzung der insolvenz-

rechtlichen Regelungen zu verbessern, soll ein spezielles 

Konkursgericht geschaffen werden. 

Das Insolvenzgesetz wurde bislang nicht auf Kreditinsti-

tute angewandt. Zum 1. März 1999 wurden aber mit dem 

Inkrafttreten des Gesetzes „Über den Konkurs von 

Kreditorganisationen" spezielle rechtliche Regelungen ge-

schaffen. 66 Einen hohen Stellenwert haben dabei Maß-

nahmen, die den Fortbestand der Kreditinstitute ermögli-

chen sollen. Die finanzielle Sanierung, eine temporäre 

externe Verwaltung und die Reorganisation von Kreditin-

stituten sollen dem eigentlichen Insolvenzverfahren vor-

ausgehen. Im Rahmen der finanziellen Sanierung können 

beispielsweise zeitlich befristet Geldmittel zur Verfügung 

gestellt, Garantien für Kredite gegeben sowie ein Zah-

lungsaufschub gewährt werden. Die temporäre Verwal-

tung, die in der Regel für ein halbes Jahr und maximal für 

bis zu 18 Monate von der Zentralbank eingesetzt werden 

kann, soll die Vermögensdispositionen des betroffenen 

Kreditinstituts kontrollieren und auf seine finanzielle Ge-

sundung hinwirken. Hierzu können auch Reorganisatio-

nen, d. h. Eingliederungen und Verschmelzungen von In-

stituten, vorgenommen werden. Bleiben die Maßnahmen 

erfolglos, so wird dem betroffenen Kreditinstitut die Lizenz 

entzogen und das eigentliche Insolvenzverfahren einge-

leitet. Dann können Kreditinstitute nicht mehr das im Rah-

men der Insolvenz von Unternehmen vorgesehene und 

auf 18 Monate befristete Reorganisationsverfahren der 

„äußeren Leitung" durchlaufen. Gleichwohl dürften die 

Möglichkeiten eines zeitlichen Aufschubs im Rahmen der 

vorrangig durchzuführenden Sanierungsmaßnahmen zu 

einer Verzögerung der Insolvenzverfahren von Kreditinsti-

tuten führen. Auch wenn nun die Verfahrensweise für die 

Insolvenz von Kreditinstituten formal geklärt ist, so ist im 

Bankensektor wie auch im Unternehmenssektor kaum da-

mit zu rechnen, daß die Gesetze konsequent angewandt 

und Insolvenzverfahren zügig abgewickelt werden. 

Unter dem Eindruck der Finanzkrise kündigte die Re-

gierung zunächst an, die Rahmenbedingungen für den 

Zustrom ausländischen Kapitals verbessern zu wollen. 

Insbesondere in dem für ausländische Investoren poten-

tiell interessanten Energiesektor blieb in Rußland im Un-

terschied zu Aserbajdschan und Kasachstan das auslän-

dische Engagement in den vergangenen Jahren gering. 

In Ergänzung zu den gesetzlichen Regelungen über das 

Production-Sharing-Agreement (PSA) hat die Duma im 

Februar 1998 in zweiter Lesung die Liste mit För-

dergebieten, die einem gemeinsamen Abbau vorbehalten 

sind, angenommen. Zusätzlich zu den beiden bereits ge-

schlossenen, aber u. a. auf Grund der unklaren Gesetzes-

lage noch nicht umgesetzten Vereinbarungen wurde noch 

im Februar ein drittes PSA mit einem französischen und 

norwegischen Ölunternehmen geschlossen. Bevor die 
Ölproduktion anlaufen kann, sind allerdings noch weitere 

Fragen, etwa hinsichtlich der Konditionen für die Nutzung 

von Pipelines, zu klären. Ausländische Ölunternehmen 

unterliegen grundsätzlich auch dem zum Jahresanfang 

wieder eingeführten gestaffelten Exportzoll 67 infolge ei-

nes auf unter 9,8 US-Dollar pro Barrel gesunkenen Prei-

ses wurde die Erhebung des Zolls im März vorüberge-

hend ausgesetzt, zwischenzeitlich aber wieder einge-

führt. Der Pflichtverkauf von Devisen, der im Januar von 

50 auf 75 % der Erlöse erhöht wurde, gilt hingegen nur für 

russische Unternehmen. Ferner müssen seit Mitte März 

russische Unternehmen, die mindestens 25% ihrer Ex-

porterlöse zur Bedienung ausländischer Kredite aufwen-

den, nur 50 % zwangsumtauschen. Insgesamt bleiben die 

Klärungen zum PSA nur ein erster Schritt, um ausländi-

sche Investitionen im Energiesektor zu attrahieren, so 

daß angesichts des allgemein instabilen Umfelds durch 

diese Maßnahme allein kein starker Zustrom an Direkt-

investitionen zu erwarten ist. 

62 Vgl. Bank of Finland: Russian and Baltic Economies — The 

Week in Review, 13. Februar 1999. 

63 Vgl. Reuters vom 17. März 1999. 
64 Vgl. Die wirtschaftliche Lage Rußlands — Wirtschaftliche 

Wende bedenklich verzögert, a.a.0. 

65 Vgl. Finansovye izvestija vom 2. März 1999. 

66 Vgl. Ekonomika i 2izn', Nr. 10/1999, S. 7 ff. 

67 Der Zollsatz beträgt 2,5 Euro pro Tonne Rohöl bei einem 
Weltmarktpreis zwischen 9,8 und 12,3 US-Dollar pro Barrel und 
5 Euro pro Tonne bei einem Preis oberhalb von 12,3 US-Dollar. 
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Der erneute Anlauf, ein Bodengesetz zu verabschie-

den, das die Unklarheiten beim privaten Erwerb landwirt-

schaftlich genutzter Böden beseitigt, war Ende 1998 ge-

scheitert. Auf regionaler Ebene, u. a. in Saratov, wurden 

trotzdem Verkaufsauktionen durchgeführt. In Moskau ist 

seit Jahresanfang 1999 privates Eigentum an Grund und 

Boden zugelassen. Hier sollen Grundstücke an Investo-

ren insbesondere zur Realisierung großer Projekte und 

zum Wohnungsbau veräußert werden. Hinsichtlich des 

Bodenrechts sind damit die Reformen auf regionaler und 

kommunaler Ebene weiter fortgeschritten als auf der Fö-

derationsebene. In anderen ordnungspolitischen Berei-

chen ist eine gegenläufige Entwicklung zu beobachten: 

So schränkten in den Wintermonaten 1998/99 weitere 

Regionen mit Versorgungsmängeln den freien Handel mit 

Lebensmitteln über ihre Gebietsgrenzen hinaus ein und 

versuchten dadurch, steigenden Preisen entgegenzuwir-

ken. 68 Die Tendenz, daß Regionen ordnungspolitische 

Entscheidungen vermehrt eigenständig treffen, hat sich 

also fortgesetzt. Die Unsicherheit darüber, welche der 

Regelungen, d. h. regionale oder föderale, letztlich dauer-

haft gültig sein werden, ist ein weiteres Negativum. 

Im Herbst 1998 waren verschiedene Versionen von 

Antikrisenprogrammen vorgelegt, keine davon aber kon-

sequent umgesetzt worden. Die Vorlage eines Pro-

gramms, das auch Voraussetzung für eine weitere Kredit-

vergabe durch den IWF ist, wurde zunächst für Ende des 

ersten Quartals 1999 angekündigt und dann weiter ver-

schoben. Es dürfte zum Bestandteil des neuen mit dem 

IWF ausgehandelten Pakets werden. 

68 Vgl. Die wirtschaftliche Lage Rußlands — Krise offenbart 

Fehler der Wirtschaftspolitik, a.a.O. 

Zusammenfassung 

Zur russischen Finanz- und Währungskrise haben 

zwar weltwirtschaftliche Umstände, wie der Verfall der 

Preise für Energieträger und die Asienkrise beigetragen. 

Zu einem großen Teil wurde sie jedoch von wirtschafts-

politischen Fehlern der Regierung verursacht. Im Gefol-

ge der Krise hat der russische Rubel bisher etwa drei 

Viertel seines Wertes am Devisenmarkt verloren. Zu-

gleich ist es zu einem starken Rückgang des Bruttoin-

landsprodukts (-4,6 %) gekommen. Die Abwertung hat 

den russischen Unternehmen aber auch wesentlich ver-

besserte Möglichkeiten gegeben, Importgüter mit eige-

nen Produkten vom Markt zu verdrängen. Vereinzelt 

scheinen die Unternehmen diese Chance zu nutzen. Es 

zeichnet sich bislang jedoch nicht ab, daß dieser Trend 

an Breite gewinnt und einen dauerhaften Charakter an-

nimmt. Vor allem fehlt es an Anzeichen für eine Belebung 

der Investitionstätigkeit und für eine Umkehr der Kapital-

flucht. Die russische Wirtschaftspolitik hat sich durch die 

weitgehende und einseitige Einstellung des Schulden-

dienstes ebenfalls eine Atempause verschafft. Sie hat 

nun ihren Blick unverkennbar auf eine neuerliche groß-

zügige Umschuldung, weitere Kredite vom IWF und eine 

weitgehende Schuldenstreichung, geheftet. Ansonsten 

beschränkt sie sich im wesentlichen darauf, die 

verlorengegangenen bzw. stumpf gewordenen Instru-

mente der Vor-Reform-Periode wieder zu restaurieren 

bzw. zu schärfen. Vor diesem Hintergrund wird das Brut-

toinlandsprodukt im Jahr 1999 um 4 bis 5 % schrumpfen. 

Die Inflationsrate (Dezember zu Dezember) wird nicht 

unter 60 % sinken. 
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